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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Cina (cvp, VS) Folge, welche
einen besseren Schutz für einen gutgläubigen Käufer verlangt, der (z.B. im
Liegenschaftshandel) Anzahlungen auf ein Gut geleistet hat, dessen bisheriger Besitzer
aber noch vor der Übertragung in Konkurs geht. Hintergrund dieses Vorstosses war die
neue Bestimmung des 1997 revidierten Schuldbetreibung- und Konkursgesetzes, dass
eine Konkurseröffnung unverzüglich, d.h. noch vor ihrer Publikation Rechtskraft erhält.
Wenig später überwies der Nationalrat auch noch eine Motion Baader (svp, BL) mit
demselben Inhalt. Der Ständerat lehnte diese Motion mit dem Argument ab, dass es
keinen Sinn mache, den Bundesrat mit einer Revision zu beauftragen, welche der
Nationalrat mit seiner Zustimmung zur parlamentarischen Initiative Cina selbst in die
Hand genommen habe. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2001
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 12. Dezember trat die Vereinigte Bundesversammlung zur Wahl des Bundesrates
für die neue Legislaturperiode zusammen. Am zahlenmässigen Kräfteverhältnis
zwischen den Blöcken hatte sich im neuen Parlament gegenüber demjenigen von 2003
wenig geändert. Trotz der Sitzgewinne der SVP im Nationalrat verfügten diejenigen
Parteien, die 2003 Blocher gegen die CVP-Bundesrätin Metzler unterstützt hatten (SVP,
FDP, LP und kleine Rechtsparteien), über drei Sitze weniger als 2003 und blieben mit
118 Sitzen deutlich unter dem absoluten Mehr von 123. Noch nicht klar war, wie sich die
CVP verhalten würde, nachdem ihr Präsident Darbellay (VS) in den Medien mit seiner
eigenen Kandidatur gegen Blocher kokettiert hatte. Am Tag vor der Wahl wurde er dann
von seiner Fraktion zurückgepfiffen, welche mehrheitlich beschloss, nicht mit einem
eigenen Kandidaten anzutreten, aber auch Blocher nicht zu unterstützen. Die meisten
professionellen Beobachter rechneten nicht damit, dass es wie 2003 zur
Nichtwiederwahl eines Amtsinhabers kommen würde, wobei allerdings für viele offen
war, ob es Blocher bereits im 1. Wahlgang schaffen würde.

Obwohl alle bisherigen Bundesräte wieder kandidierten, beantragte einzig die FDP-
Fraktion, sie alle in ihrem Amt zu belassen. Die SVP empfahl nur ihre beiden eigenen
Vertreter Christoph Blocher und Samuel Schmid sowie die FDP-Bundesräte Pascal
Couchepin und Hans-Rudolf Merz zur Wahl. Die SP und die CVP/EVP/GLP-Fraktion
sprachen sich für alle Bisherigen mit Ausnahme von Blocher aus, und die Grünen
unterstützten in ihrem schriftlichen Antrag nur die beiden SP-Bundesräte Micheline
Calmy-Rey und Moritz Leuenberger und präsentierten den grünen Ständerat Luc
Recordon (VD) als Kandidaten. Nachdem die Sprecher der SP und der CVP dargelegt
hatten, dass sie der SVP ihren zweiten Sitz nicht streitig machen wollten, darauf aber
nicht mehr Blocher sehen möchten, trat Zisyadis (pda, VD) ans Rednerpult und schlug
die Bündner SVP-Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf zur Wahl vor. In den
Medien war Widmer-Schlumpf zusammen mit Nationalrat Zuppiger (svp, ZH) als
mögliche Alternative für Blocher bereits in der Berichterstattung über die CVP-
Fraktionssitzung erwähnt worden. Baader (svp, BL) als Fraktionssprecher appellierte
anschliessend an die CVP, Blocher zu wählen und sicherte zu, dass in diesem Fall
entgegen ihrem schriftlichen Antrag die SVP auch Doris Leuthard (cvp) unterstützen
würde.

Anschliessend schritt das Parlament zur Besetzung der Bundesratssitze in der
Reihenfolge der Amtsdauer der bisherigen Inhaber. Zuerst wurde Leuenberger mit 157
Stimmen gewählt, dann Couchepin mit 205, Schmid mit 201 und Calmy-Rey mit 153. Vor
der Besetzung des Sitzes von Blocher meldete sich Baader nochmals zu Wort und legte
dar, dass Blocher in den letzten vier Jahren „einen Leistungsausweis erbracht (habe)
wie kaum ein anderes Regierungsmitglied“. Frösch (BE) zog im Namen der Grünen die
Kandidatur Recordons „zugunsten einer aussichtsreicheren Kandidatur“ zurück. Im
ersten Wahlgang erzielte Widmer-Schlumpf mit 116 Stimmen das bessere Resultat als
Blocher mit 111. Das absolute Mehr von 120 verfehlte sie aber; sechs Stimmzettel waren

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2007
HANS HIRTER
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leer, zwei ungültig und elf entfielen auf andere Namen. Im zweiten Wahlgang entfielen
nur noch zwei Stimmen auf Diverse, vier blieben leer und keiner war ungültig. Das
absolute Mehr stieg damit auf 122. Widmer-Schlumpf übertraf es mit 125, Blocher kam
nur auf 115 und verlor damit seinen Sitz. Nachdem ein Ordnungsantrag der SVP auf
Verschiebung der weiteren Wahlen abgelehnt worden war, bestätigte die
Bundesversammlung Merz und Leuthard mit 213 resp. 160 Stimmen in ihren Ämtern. 2

Nachdem sie sich am Wahltag eine Bedenkzeit erbeten hatte, erklärte Eveline Widmer-
Schlumpf am nächsten Morgen vor der Vereinigten Bundesversammlung, dass sie ihre
Wahl annehme. SVP-Fraktionschef Baader trat noch einmal ans Rednerpult und
kündigte an, dass die beiden SVP-Bundesräte Schmid und Widmer-Schlumpf wie
bereits zu Jahresbeginn angedroht, aus der SVP-Fraktion ausgeschlossen würden, die
SVP damit nicht mehr in der Landesregierung vertreten sei und sich in Zukunft als
Oppositionspartei betrachten würde. (Die Bundesräte sind als nicht dem Parlament
Angehörende nur Gäste und nicht Mitglieder der Fraktionen ihrer Parteien.) Als solche
werde sie alle den Zielen der SVP zuwiderlaufenden Beschlüsse dieser neuen „Mitte-
Links-Regierung“ aber auch des Parlaments bekämpfen und mit Referenden und
Volksinitiativen Druck ausüben. Blocher doppelte nach und kündigte an, dass er im
Rahmen dieser neuen Opposition politisch aktiv bleiben werde. Dies werde ihm umso
leichter fallen, als er sich nun wieder frei und ausserhalb von Konkordanz und
Kollegialitätsprinzip werde äussern können. Die neue Bundesrätin Widmer-Schlumpf
erklärte, dass sie die Wahl angenommen habe, um der SVP den Sitz zu retten, der sonst
an die CVP gegangen wäre. Die SVP-Fraktion bestätigte eine Woche später mit 60 zu 3
Stimmen den Ausschluss von Schmid und Widmer-Schlumpf von den
Fraktionssitzungen. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2007
HANS HIRTER

Dass der Nachfolger Schmids nicht aus der mit Eveline Widmer-Schlumpf bereits in der
Regierung vertretenen kleinen BDP kommen würde, war klar. An sich sprach für die
Vertreter von SP, FDP und CVP nichts dagegen, die SVP als stärkste Partei wieder in den
Bundesrat aufzunehmen. Noch bevor Schmid seinen Rücktritt bekannt gab, machte sich
allerdings der SVP-Präsident Brunner (SG) bereits für eine Kandidatur von alt Bundesrat
Christoph Blocher stark. Nur dieser sei fähig, das VBS wieder in „Ordnung“ zu bringen.
Der Plan der SVP-Parteileitung, Blocher als einzigen Kandidaten zu nominieren, stiess
aber in der dafür zuständigen SVP-Fraktion auf Widerstand. Diese sprach sich zwar für
eine Rückkehr in die Regierung aus, lehnte es aber knapp ab, sich auf Blocher als
einzigen Kandidaten festzulegen. Die Medien waren sich einig, dass Blocher im
Parlament keine echten Wahlchancen hatte und bezeichneten die SVP-Nationalräte
Amstutz (BE), Baader (BL), Maurer (ZH) und Zuppiger (ZH) als aussichtsreichste
Kandidaten. Obwohl FDP, CVP und SP mehrfach erklärt hatten, dass ihre Parlamentarier
Blocher nicht wählen würden, nominierte ihn der Vorstand der SVP des Kantons Zürich
mit 47 zu 1 Stimme zuhanden der Fraktion als Kandidat. Die Delegiertenversammlung
der Zürcher SVP bestätigte diesen Beschluss mit einem weniger deutlichen
Stimmenverhältnis (264 zu 45). Weitere von ihren Kantonalparteien an die Fraktion
gemeldete Kandidaten waren die Nationalräte Amstutz und Aebi (beide BE), Schwander
(SZ), Hurter (SH) und Baader (BL), Ständerat Germann (SH) und Regierungsrat Mermoud
(VD); zudem nominierten die SVP-Frauen die Zürcher Regierungsrätin Fuhrer und die
SVP-Bezirkspartei Hinwil (ZH) Nationalrat Zuppiger (ZH). Der Bauernverbandspräsident
und Nationalrat Hansjörg Walter (TG), der dem gemässigten Flügel der SVP angehört,
war ebenfalls im Gespräch gewesen, wurde aber von seiner Kantonalpartei nicht als
Kandidat ins Rennen geschickt.

Der Fraktionsvorstand der SVP empfahl ein Zweierticket mit Blocher, ohne einen
zweiten Namen zu nennen. Die Fraktion selbst hielt sich an diesen Vorschlag und stellte
neben Blocher den Zürcher Nationalrat Ueli Maurer auf, der bis Ende Februar
Parteipräsident gewesen war. Im Vorfeld der Wahlen zeigte sich, dass nicht nur die
Linke, sondern auch wichtige Exponenten der CVP und zudem einige Freisinnige sich
ebenso wenig für Maurer erwärmen konnten wie für Blocher. SVP-Präsident Brunner
rief ihnen – und auch den eigenen Parteiangehörigen – kurz vor der Wahl noch einmal
in Erinnerung, dass gemäss den neuen SVP-Statuten jeder automatisch aus der Partei
ausgeschlossen würde, der als nicht offizieller Kandidat die Wahl zum Bundesrat
annehmen würde. 4

ANDERES
DATUM: 08.12.2008
HANS HIRTER
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Am 10. Dezember wählte die Vereinigte Bundesversammlung den Nachfolger von
Samuel Schmid. Die SVP schlug Christoph Blocher und Ueli Maurer vor, die Fraktionen
FDP/LP sowie CVP/EVP/GLP (letztere allerdings nur mit einer äusserst knappen
Mehrheit) empfahlen Maurer. Die Grünen präsentierten mit Luc Recordon (VD) einen
eigenen Kandidaten. Die SP erklärte, dass sie, wie auch die anderen Regierungsparteien
für die Reintegration der SVP in den Bundesrat sei, aber nicht für Maurer stimmen
würde. Noch vor dem ersten Wahlgang erklärte Nationalrat Hansjörg Walter (svp, TG),
der wusste, dass er von der Linken und einem Teil der CVP viele Stimmen erhalten
würde, dass er eine allfällige Wahl ablehnen würde. Trotzdem erhielt er im ersten
Wahlgang mit 109 die weitaus höchste Stimmenzahl; Maurer kam auf 67, Blocher auf 54
Stimmen und weitere 11 entfielen auf diverse Kandidaten. Für den zweiten Wahlgang
erklärte SVP-Fraktionschef Baader (BL) den Rückzug von Blocher zugunsten von Maurer.
Mit 121 Stimmen blieb aber Walter an der Spitze vor Maurer mit 119 und verfehlte das
absolute Mehr von 122 nur um eine einzige Stimme. Im dritten Wahlgang steigerte sich
Maurer auf 122 Stimmen und erreichte damit genau das absolute Mehr; Walter blieb bei
121. Der 57-jährige Ueli Maurer nahm die Wahl an und erklärte sich erleichtert, dass die
SVP wieder in der Regierung vertreten sei. Er übernahm – da kein amtierender
Bundesrat Veränderungswünsche hatte – auf den 1. Januar 2009 das VBS.

Die SVP war mit der Wahl ihres ehemaligen Parteipräsidenten in die Landesregierung
sehr zufrieden. Sie betonte zwar, dass sie so rasch wie möglich auch den ihr –
gemessen an ihrer Wählerstärke – zustehenden zweiten Sitz wieder zurückhaben wolle.
Die Konkordanz war aber in ihren Augen soweit wieder hergestellt, dass sie ankündigte,
an den zukünftigen Treffen zwischen den Spitzen der Bundesratsparteien und der
Landesregierung (so genannte Von-Wattenwyl-Gespräche) wieder teilnehmen zu
wollen. 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2008
HANS HIRTER

Der Nationalrat bekräftigte einmal mehr seinen Wunsch nach der Umgestaltung der
Departemente. (Zu den Diskussionen vom vergangenen Jahr siehe hier.) Er überwies
gegen den Antrag des Bundesrates, der argumentierte, er habe dies alles schon
überprüft und für nicht sinnvoll gehalten, ein Postulat Burkhalter (fdp, NE) (06.3245) für
eine grundsätzliche Neuorganisation der Departemente. Diese solle sich sowohl bei der
Zuordnung der Ämter als auch bei der Benennung konsequent an den langfristigen
Aufgaben und Prioritäten der Politik orientieren. Konkret nannte Burkhalter
beispielsweise ein Departement für Sicherheit, das sich mit der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung, der Justiz und der Landesverteidigung befassen würde. Eine Motion
Lustenberger (cvp, LU) für die Schaffung eines Bildungsdepartementes konnte
hingegen noch nicht behandelt werden, da sie Nationalrat Baader (svp, BL) bekämpfte.
(Siehe dazu auch die Antwort des neuen Bundesrates Burkhalter auf eine Interpellation
Fetz (sp, BS) (09.3793)). 6

MOTION
DATUM: 11.12.2009
HANS HIRTER

2010 traten mit Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz gleich zwei Bundesräte
zurück. War der Rücktritt von Merz erwartet worden, so überraschte die Ankündigung
der Demission von Leuenberger am 9. Juli auf Ende des Jahres. Der Rücktritt war
deshalb überraschend, weil spekuliert wurde, dass Leuenberger sein drittes
Präsidialjahr 2011 noch abwarten würde. Der Magistrat begründete seinen Rücktritt mit
der langen Amtsdauer – Leuenberger sass seit 1995 in der Regierung – und nicht etwa
mit dem Arbeitsklima im Bundesrat. In der Presse wurden die rhetorischen Fähigkeiten,
die Mediengewandtheit und Leuenbergers Einsatz für mehr Transparenz in der Politik
hervorgehoben. Darüber hinaus habe er mit der Fusion der Verkehrs- und
Umweltpolitik eine ökologische Klammer geschaffen, die nachhaltig bleiben werde.

Die SVP reagierte prompt und kündigte bereits wenige Minuten nach der
Medienkonferenz ihren Angriff auf den SP-Sitz an. Caspar Baader (BL) wurde als
Sprengkandidat vorgestellt. In der Presse wurde nicht nur über allfällige
Nachfolgerinnen von Leuenberger gemutmasst (am häufigsten wurden Simonetta
Sommaruga, Jacqueline Fehr, Anita Fetz, Eva Herzog, Hans-Jürg Fehr und Claude Janiak
genannt), sondern auch darüber spekuliert, dass Hans-Rudolf Merz ebenfalls seinen
baldigen Rücktritt einreichen werde, was dieser schliesslich am 6.August per Anfang
Oktober auch tat. Die Bilanz der fünfjährigen Amtszeit von Merz fiel in der Presse
zwiespältig aus. Auf der einen Seite wurde anerkannt, dass der Finanzminister einen
gesunden und nachhaltig sanierten Haushalt hinterlasse. Auf der anderen Seite hätte
sich der Bundesrat aber insbesondere auf internationalem Terrain nicht sehr
überzeugend bewegt. Beim Steuerstreit mit der EU, bei der Informationspolitik rund um

ANDERES
DATUM: 10.08.2010
MARC BÜHLMANN
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die UBS-Krise oder bei seinem naiven Vorgehen in der Libyen-Affäre hätte der Magistrat
viel Goodwill verspielt.

Auch für die Nachfolge Merz begann sich das Kandidatenkarussell rasch zu drehen. Als
Kronfavoriten wurden in der Presse schon früh Karin Keller-Sutter und Johann
Schneider-Ammann genannt. Diesmal kündigten nicht nur die SVP sondern auch die
Grünen an, den Sitz der FDP anzugreifen. Einiges an Diskussionen löste der Umstand
aus, dass die Rücktrittsankündigungen nicht koordiniert worden waren. Es wurde
davor gewarnt, dass zwei aufeinanderfolgende Bundesratswahlen (im September und im
Dezember) die Sachpolitik für Monate überlagern würden. Nachdem sich die SP und die
FDP gegenseitig die Schuld für die schlechte Koordination in die Schuhe schoben,
verlegte Bundesrat Leuenberger schliesslich seinen Rücktritt vor. Dies brachte der SP
einen taktischen Vorteil, weil die Ersatzwahl von Leuenberger vor jener von Merz
stattfand. 7

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalräte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (TI), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berücksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrätin Hildegard Fässler (SG) und die baselstädtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte – nachdem sowohl die Nationalräte
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten –
Nationalrat Jean-François Rime (FR) und die Grünen traten mit Nationalrätin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. 8

ANDERES
DATUM: 03.09.2010
MARC BÜHLMANN

Zu einer ersten Klärung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grünen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurück und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz für sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wählerstärke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berücksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit möglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsräte Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Ständerat Robert Cramer oder die Zürcher Stadträtin Ruth Genner) ins
Gespräch gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesrätin zurückzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich für die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einbüssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mögliche Kandidaten für die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey früh in
Stellung und nutzte die Auswahlprozedur geschickt für zusätzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekräftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kämen. Als Topfavoriten galten der Waadtländer
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Ständerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalrätin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion präsentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Südschweiz auf Enttäuschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rücktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr früh als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-François Rime (FR) schon
früh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spätestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Ständerat gewählte
Caspar Baader (BL) oder der neue Ständerat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Ständerat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipräsident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wählbarkeit der Kandidierenden: Während linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wählbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten

ANDERES
DATUM: 06.12.2011
MARC BÜHLMANN
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schwer, die Hürde der Fraktionsnominierung zu überspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Ständerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsräte Jakob Stark (TG) und Heinz Tännler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher überraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit über das bürgerliche Lager hinaus als wählbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmässig Geld abgezweigt zu haben, zum Rückzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjörg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfügung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratspräsidenten übernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwürdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einräumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glänzenden Resultat zum Nationalratspräsidenten gewählt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten würde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grünen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen würden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig über eine stärkere künftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP höchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten würde. 9

Die Bundesratswahlen vom 14. Dezember verliefen schliesslich weit weniger
spektakulär, als dies die Berichterstattung im Vorfeld hätte vermuten lassen. Die NZZ
betitelte die Wahlen gar als „Ruhe nach dem Sturm“ und die AZ bezeichnete das
Ereignis als „langweilig“, was Bundesratswahlen aber eigentlich gut anstünde. In den
Fraktionserklärungen vor dem Wahlakt wurde noch einmal von allen Parteien die
Konkordanz beschworen, wobei Antonio Hodgers (gp) auf den Punkt brachte, dass es
zwischen den Parteien eben „keine Konkordanz darüber (gebe), was Konkordanz
konkret bedeutet“. Schliesslich wurden alle amtierenden Bundesrätinnen und
Bundesräte bereits im ersten Wahlgang bestätigt: Doris Leuthard (cvp) erhielt glanzvolle
216 Stimmen (11 Stimmen entfielen auf Verschiedene). Die mit Spannung erwartete
Bestätigungswahl von Eveline Widmer-Schlumpf war relativ eindeutig: die BDP-
Magistratin erhielt 131 Stimmen und war damit im ersten Umgang gewählt. 63 Stimmen
entfielen auf Hansjörg Walter und 41 Stimmen auf Jean-François Rime (Verschiedene: 4
Stimmen). Ueli Maurer wurde mit respektablen 159 Stimmen gewählt. 41 Stimmen fielen
hier auf Hansjörg Walter und 13 auf Luc Recordon (gp) (Verschiedene: 13).
Erstaunlicherweise erfolgte vor der Wahl von Didier Burkhalter – der FDP-Bundesrat
erhielt 194 Stimmen und 24 Stimmen entfielen auf Jean-François Rime (Verschiedene:
14) – keine Erklärung der SVP. Fraktionspräsident Baader ergriff erst vor dem fünften
Wahlgang das Wort und klagte, dass sich die FDP nicht an die Konkordanz gehalten habe
und die SVP deshalb alle drei verbleibenden Sitze mit Jean-François Rime angreifen
werde. Dieses Unterfangen scheiterte jedoch sowohl bei der Bestätigung von Simonetta
Sommaruga (sp), die mit 179 Stimmen (Rime: 61 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen)
genauso im ersten Wahlgang bestätigt wurde wie auch bei Johann Schneider-Ammann
(fdp), der 159 Stimmen auf sich vereinte (Rime: 64 Stimmen; Verschiedene: 11 Stimmen).
Auch bei der Ersatzwahl von Micheline Calmy-Rey war rasch klar, dass dem Angriff der
SVP kein Erfolg beschieden war. Im ersten Wahlgang erhielten die beiden SP-
Kandidaten mehr Stimmen als der Sprengkandidat Rime: Auf Alain Berset entfielen 114
Stimmen, Pierre-Yves Maillard und Jean-François Rime erhielten beide 59 Stimmen. Die
10 Stimmen, die Marina Carobbio im ersten Wahlgang erhielt (Verschiedene: 1), fielen
dann wahrscheinlich Alain Berset zu, der bereits im zweiten Wahlgang mit 126 Stimmen
das absolute Mehr erreichte und zum neuen SP-Bundesrat erkoren wurde (Maillard: 63
Stimmen; Rime: 54 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen).

Eine weitere Bestätigung erhielt Eveline Widmer-Schlumpf mit der Wahl zur
Bundespräsidentin 2012. Sie bekam 174 Stimmen; 32 Stimmen entfielen auf Bundesrat
Maurer, der anschliessend mit 122 Stimmen turnusgemäss zum Vizepräsidenten gewählt
wurde.
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Die Bundesratswahlen wurden in der Presse unterschiedlich kommentiert. Auf der
einen Seite wurde der SP eine strategische Meisterleistung attestiert. Der ideale
Zeitpunkt des Rücktritts von Calmy-Rey, die guten Kandidaten und die Erfolge bei den
Ständeratswahlen hätten ihr eine ausgezeichnete Ausgangslage verschafft, die sie gut
genutzt habe. Zudem hätte die Allianz zwischen SP, GP, GLP und CVP gut funktioniert,
um die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf zu schaffen. Auf der anderen Seite
wurden der SVP Fehler und eine wenig überzeugende Strategie vorgeworfen. Das
Verheizen bekannter Köpfe bei den Ständeratswahlen, die (zu) späte Nominierung der
Kandidaten und die negativen Schlagzeilen um Bruno Zuppiger hätten der
erfolgsverwöhnten Partei geschadet. Alain Berset wurde als viertjüngster Bundesrat in
der Geschichte des Bundesstaates als idealer, linker Bundesrat gewürdigt. (Nur Numa
Droz (31 Jahre; 1876-1892), Jakob Stämpfli (34 Jahre; 1855-1863) und Ruth Metzler (34;
1999-2003) waren bei Amtsantritt jünger als Berset.) Insgesamt habe sich das Parlament
nach den Querelen von 2003 und 2007 wieder für Stabilität im Gremium entschieden.
Allerdings bleibe abzuwarten, wie die SVP, die in der Regierung deutlich untervertreten
sei, nun reagieren werde. Für ersten Wirbel sorgte der Umstand, dass Ueli Maurer
entgegen des Kollegialprinzips seine Wahl nicht im Bundeshaus, sondern mit
Parteifreunden in einer Gaststätte verfolgt und dort auch Kommentare zu den Wahlen
abgegeben hatte. 10

Parlamentsmandat

In der Folge der Affäre um den ehemaligen Nationalbankchef Philipp Hildebrand wurde
Christoph Blocher im Vorjahr nach Hin und Her zwischen grosser und kleiner Kammer
die Immunität entzogen. Blocher stand unter Verdacht, das Bankgeheimnis verletzt zu
haben. Die Entziehung der Immunität des Zürcher Nationalrats rief die SVP auf den
Plan, die kurz nach dem Entscheid zwei parlamentarische Initiativen einreichte. Die
Initiative Baader (svp, BL) (12.455) verlangt, dass einem Beschuldigten in Form der
Einsprache ein Rechtsmittel an die Hand gegeben wird, da ein letztlich immer
politischer Entscheid zur Aufhebung der Immunität in diesem Fall und nach neuer
Regelung nur von einer kleinen Minderheit gefällt wurde. Die Initiative Amstutz (svp, BE)
(12.458) wollte die alte Regelung wieder einführen, nach der das ganze Ratsplenum über
Immunitätsaufhebung entscheidet. Tatsächlich war mit der Revision des
Parlamentsgesetzes 2011 im Nationalrat eine Kommission geschaffen worden, die mit
diesen Geschäften alleine betraut wurde. Amstutz wollte zudem die relative Immunität
wieder stärken. Weil mit der Revision auch eingeführt worden war, dass die relative
Immunität nur dann gelte, wenn eine allfällig strafbare Handlung unmittelbar mit dem
Ratsmandat verknüpft werden könne, werde die parlamentarische Tätigkeit erschwert.
Die Initiative Baader wurde im Rat mit 127 zu 52 Stimmen aus der SVP deutlich
abgelehnt. Adrian Amstutz zog seine Initiative  in der Folge zurück. Im Berichtsjahr
hatten sich die zuständigen Kommissionen zudem gegen die Aufhebung der Immunität
von Toni Brunner ausgesprochen, der wegen des so genannten „Schlitzer-Inserates“
strafrechtlich hätte verfolgt werden sollen. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2013
MARC BÜHLMANN

Auch 2014 kam es im Parlament zu einigen Mutationen. Insgesamt wurden im
Berichtsjahr elf neue Parlamentsmitglieder vereidigt. Tragisch war dies im Falle beider
Ständeräte aus dem Kanton Glarus. Für den 2013 überraschend verstorbenen Pankraz
Freitag (fdp, GL) und den 2014 zurückgetretenen und kurz darauf aufgrund seines
Krebsleidens aus dem Leben geschiedenen This Jenny (svp, GL) wurden in Ersatzwahlen
Thomas Hefti (fdp, GL) und Werner Hösli (svp, GL) als Nachfolger bestimmt (vgl. Kapitel
1e, Wahlen). Gleich vier Nationalräte rutschten aus dem Kanton Zürich nach: Christoph
Blocher (svp, ZH) und Hans Kaufmann (svp, ZH) wollten eigentlich jüngeren SVP-
Mitgliedern Platz machen, aber Ernst Schibli (svp, ZH; Jahrgang 1952), der 2011 nach 10
Jahren nicht mehr in den Nationalrat gewählt worden, aber erster Ersatz auf der SVP-
Liste war, entschied sich für eine Rückkehr nach Bern. Für Blocher rutschte dann
freilich der 15 Jahre jüngere Thomas Matter (svp, ZH) nach. Markus Hutter (fdp, ZH) trat
zurück, weil er sich seinem Unternehmen widmen wollte. Für ihn kam Beat Walti (fdp,
ZH) zum Handkuss. Der zweite neue Zürcher FDP-Vertreter war Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH). Er wurde Nachfolger von Filippo Leutenegger (fdp, ZH), der in die Zürcher
Stadtexekutive gewählt wurde. Auch der ehemalige Präsident der FDP, Fulvio Pelli (fdp,
TI) hatte seinen Rücktritt eingereicht und machte Platz für Giovanni Merlini (fdp, TI). Der
fünfte Abgeordnetenaustausch für die FDP wurde zwischen Pierre-André Monnard (fdp,
NE) und Laurent Favre (fdp, NE) getätigt. Favre war bei Ersatzwahlen in die Neuenburger
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Regierung gewählt worden. Neben Blocher, Jenny und Kaufmann trat für die SVP mit
Caspar Baader (svp, BL) ein weiteres Schwergewicht zurück. Er wurde durch Christian
Miesch (svp, BL) ersetzt. Die SP – Rebecca Ruiz (sp, VD) rutschte für Josiane Aubert (sp,
VD) nach – und die BDP – mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) für Ursula Haller (bdp, BE) –
hatten je eine Mutation vorzunehmen. Die 49. Legislatur war damit bis Ende 2014
bereits von 24 Wechseln geprägt. Fast jeder zehnte Sitz im nationalen Parlament wurde
damit ausserhalb der regulären Wahlen getauscht. 12

Organisation der Bundesrechtspflege

Die SVP hatte ihren Ärger über die im Herbst 2007 veröffentlichten Berichte der GPK
und einer von dieser gebildeten Subkommission über die Umstände der Demission von
Bundesanwalt Valentin Roschacher noch nicht überwunden. Die in diesen Texten und
in mündlichen Äusserungen enthaltenen Verdächtigungen und Anschuldigungen
gegenüber dem damaligen Vorsteher des EJPD, Bundesrat Blocher, und überhaupt das
Vorgehen dieser Kommissionen, stellten nach den Worten des SVP-Fraktionschefs
Baader (BL) einen „der grössten Skandale der Geschichte des Schweizer Parlamentes“
dar. Dieses Vorgehen müsse deshalb von einer Parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) restlos aufgeklärt werden. Das Parlament lehnte die
Einsetzung einer PUK mit 109 zu 51 Stimmen ab. Alt-Bundesrat Blocher reichte im
September auch noch eine Strafklage gegen die beteiligten Angestellten der
Bundesanwaltschaft und einzelne GPK-Mitglieder ein. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Gesamterneuerungswahlen in sieben Kantonen (AG, BS, SG, SH, SZ, TG, UR) kam
es parteipolitisch in allen Kantonen ausser im Aargau und im Thurgau zu
Sitzverschiebungen: Basel-Stadt erhielt eine mehrheitlich links-grüne Regierung, in der
Eva Herzog (sp) den zurücktretenden Liberalen Ueli Vischer ersetzte und der Grüne Guy
Morin den siebten Sitz eroberte, nachdem Hans-Martin Tschudi von der Demokratisch-
Sozialen Partei nicht mehr zum zweiten Wahlgang angetreten war. In St. Gallen
verdrängte Heidi Hanselmann (sp) Anton Grüninger (cvp), und in Uri schafften es die
Sozialdemokraten mit Markus Züst erneut in die Regierung. In Schwyz gelang der SVP
mit Walter Stählin der Einzug in die Exekutive, nachdem die CVP freiwillig auf den Sitz
des zurücktretenden Werner Inderbitzin verzichtet hatte. In Schaffhausen eroberte
Rosmarie Widmer Gysel einen zweiten Regierungssitz für die SVP.

Bei den Ersatzwahlen in Appenzell Innerrhoden, Freiburg, Glarus und Obwalden konnte
die CVP alle ihre Mandate verteidigen, in Graubünden gelang es ihr jedoch nicht, sich
gegen Hansjörg Trachsel (svp) durchzusetzen, der den zurücktretenden SVP-
Regierungsrat Klaus Huber ersetzte. In der Waadt verteidigte die SP den Sitz des
zurückgetretenen Pierre Chiffelle mit Gewerkschafter Pierre-Yves Maillard. 

In den sieben Gesamterneuerungswahlen konnten die Frauen vier zusätzliche
Regierungsmandate hinzugewinnen: In Basel-Stadt trat Eva Herzog (sp) die Nachfolge
von Ueli Vischer (lp) an, in Schaffhausen schafften es Ursula Hafner (sp) und Rosmarie
Widmer Gysel (svp) in die Exekutive, in St. Gallen verdrängte Heidi Hanselmann (sp)
Anton Grüninger (cvp). Für die zurücktretende Gabi Huber (fdp) kam in Uri Heidi
Z’graggen (cvp) in die Regierung. Gesamtschweizerisch belegten die Frauen Ende 2004
37 von 158 Regierungssitzen (23,4%; 2003: 21,5%). Gemessen am Gesamttotal ihrer
Regierungssitze (6) stellen die Liberalen mit drei Exekutivmitgliedern den höchsten
Frauenanteil (50%), gefolgt von der SP mit 42,4% (14 von 33 Regierungsmitgliedern) und
der FDP mit 25,6% (11 von 43 Mandaten). Bei den Bundesratsparteien ist der
Frauenanteil bei der CVP mit 9,1% (4 von 44 Sitzen) am kleinsten; bei der SVP beträgt er
21,1% (4 von 19 Sitzen). Von einem reinen Männergremium regiert werden fünf Kantone
(AG, AI, SZ, TG, VS).
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Finanzdirektor Ueli Vischer (lp) trat nicht mehr zur Wiederwahl an. Die Bürgerlichen
präsentierten ein Viererticket mit ihren Regierungsräten Christoph Eymann (lp), Carlo
Conti (cvp), Jörg Schild (fdp) und dem Generalsekretär der Finanz- und
Kirchendirektion Basel-Land, Mike Bammatter (fdp). Auf der rot-grünen Viererliste
kandidierten die Regierungsräte der SP, Ralph Lewin und Barbara Schneider, sowie die
SP-Fraktionschefin im Basler Grossen Rat, Eva Herzog, und der ehemalige Grossrat Guy
Morin (gp). Justizdirektor Hans Martin Tschudi von der Demokratisch-Sozialen Partei
(dsp) trat im Alleingang an. Des weiteren kandidierten neben der SVP-
Kantonalpräsidentin Angelika Zanolari ein Vertreter der SD und vier Personen auf einer
Liste „gegen Armut und Ausgrenzung“. 

Im ersten Wahlgang von Ende Oktober wurden fünf Regierungsmitglieder bestätigt:
Erziehungsdirektor Christoph Eymann (lp) erzielte das beste Resultat, gefolgt von
Polizei- und Militärdirektor Jörg Schild (fdp), Wirtschaftsdirektor Ralph Lewin (sp),
Sanitätsdirektor Carlo Conti (cvp) und Baudirektorin Barbara Schneider (sp). Die übrigen
Kandidaten verfehlten das absolute Mehr: Eva Herzog (sp) und Guy Morin (gp) schnitten
am besten ab; Regierungsrat Hans Martin Tschudi (dsp) landete auf dem achten, Mike
Bammatter (fdp) auf dem neunten und Angelika Zanolari (svp) auf dem zehnten Platz; sie
erzielte weniger als die Hälfte der Stimmen von Bammatter. Für seine Partei
überraschend liess Tschudi (dsp) den Termin für die Anmeldung zum zweiten Wahlgang
ungenutzt verstreichen. Damit endete die Beteiligung der Demokratisch-Sozialen Partei
an der Basler Regierung nach 22 Jahren; die Partei war entstanden, als sich der
damalige SP-Polizeidirektor Karl Schnyder mit seiner Partei überwarf. Für den zweiten
Wahlgang traten nur noch Eva Herzog (sp), Guy Morin (gp) und Mike Bammatter (fdp)
an – bereits vor dem Entscheid von Angelika Zanolari (svp), nicht für den zweiten
Wahlgang zu kandidieren, hatten die anderen bürgerlichen Parteien ein
Zusammengehen mit der SVP ausgeschlossen. Ende November wählten Baslerinnen und
Basler die beiden Kandidaten der Linken in den Regierungsrat. Damit erhielt Basel nach
1935 und 1950 wieder eine rot-grüne Mehrheit. 14
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Bei den Gesamterneuerungswahlen in sieben Kantonen (AG, BS, SG, SH, SZ, TG, UR) kam
es zu keinen wesentlichen Verschiebungen der Machtverhältnisse zwischen den
Parteien. Veränderungen in der parteipolitischen Zusammensetzung der Regierung gab
es in den Kantonen Aargau, St. Gallen und Schwyz. Im Kanton Aargau konnten die
Grünen einen Sitz auf Kosten der CVP erringen und sind damit erstmals in der
Regierung vertreten. Im Kanton St. Gallen schaffte die SVP, nach mehreren vergeblichen
Versuchen in den vorhergegangenen Jahren, den Einzug in die Exekutive. Die FDP
musste einen Sitz abgeben. Im Kanton Schwyz konnte die SVP ihre Sitzzahl in der
Regierung von 1 auf 2 erhöhen, dies ebenfalls auf Kosten der FDP. Im Kanton Basel-
Stadt konnte die Linke ihre Mehrheit in der Regierung verteidigen, zwei neue SP-
Vertreter wurden nach einem Doppelrücktritt problemlos gewählt. In den Kantonen
Schaffhausen und Uri traten nur die bisherigen Regierungsmitglieder zu den Wahlen an
und wurden bestätigt. Im Kanton Thurgau wurde eine neue SVP-Vertreterin, Monika
Knill, mit Unterstützung aller Regierungsparteien gewählt.

Die SVP konnte in St. Gallen endlich in die Regierung einziehen. Im Kanton Schwyz
gelang es ihr, einen zweiten Vertreter in der Regierung zu platzieren. Im Kanton
Nidwalden konnte sie in einer Ersatzwahl erstmals in der Regierung Einsitz nehmen. Die
FDP verlor bei den kantonalen Regierungsratswahlen zwei Sitze, einen im Kanton St.
Gallen und einen im Kanton Schwyz, beide Male zugunsten der SVP. Die CVP musste
einen Sitz im Kanton Aargau und einen im Kanton Nidwalden abgeben. Die SP konnte im
Kanton Aargau in die Regierung zurückkehren. Ansonsten blieb die Vertretung der SP in
den kantonalen Regierungen unverändert. Ein Erfolg für die SP war die problemlose
Verteidigung ihrer zwei Regierungssitze in Basel-Stadt trotz einer Doppelvakanz. Den
Grünen gelang mit der Wahl von Susanne Hochuli im Kanton Aargau ein
Überraschungserfolg. 

In den Kantonen Aargau und Thurgau zogen Frauen in Regierungen ein, die zuvor reine
Männergremien gewesen waren: Im Aargau Susanne Hochuli (gp), im Thurgau Monika
Knill (svp). In beiden Kantonen war es erst das zweite Mal, dass eine Frau in der
Exekutive Einsitz nahm. Im Kanton Basel-Stadt befindet sich mit Eva Herzog (sp) nur
noch eine Frau in der Regierung, da die zurücktretende Barbara Schneider (sp) durch
einen Mann ersetzt wurde. In den Kantonen St. Gallen und Schaffhausen konnten die
Frauen ihre gute Vertretung (drei von sieben respektive zwei von fünf
Regierungsmitgliedern) halten. Die Regierung des Kantons Schwyz blieb ein reines
Männergremium. Insgesamt hielten die Frauen Ende 2008 31 von gesamtschweizerisch
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155 Sitzen in kantonalen Regierungen (20%).

Bei den Regierungsratswahlen in Basel-Stadt kandidierten die Bisherigen Guy Morin
(gp), Christoph Eymann (lp), Hanspeter Gass (fdp), Carlo Conti (cvp) und Eva Herzog (sp)
erneut. Ralph Lewin und Barbara Schneider (beide sp und seit 1997 in der Regierung)
traten dagegen nicht mehr an. Die SP hatte damit zwei vakante Sitze zu verteidigen. Sie
nominierte Christoph Brutschin und Hans-Peter Wessels, die beide als eher
wirtschaftsfreundliche Sozialdemokraten gelten. Die Doppelvakanz der SP hätte eine
Gelegenheit für die bürgerlichen Parteien geboten, die links-grüne Mehrheit im
Regierungsrat anzugreifen. Die bürgerliche Allianz war jedoch zu brüchig, um eine
gemeinsame Viererliste von FDP, CVP, LP und SVP zu ermöglichen. Die SVP, die
aufgrund ihres Wähleranteils von 14% einen Anspruch auf Regierungsvertretung geltend
machte, nominierte ohne Absprache mit CVP, LP und FDP den Grossrat Patrick Hafner
für die Wahl. Die anderen bürgerlichen Parteien betrachteten diese Kandidatur als zu
wenig chancenreich. Es wurde diskutiert, ob eine der drei traditionellen bürgerlichen
Parteien mit Unterstützung der anderen beiden eine Doppelvertretung in der Regierung
anstreben sollte. CVP, FDP und LP verwarfen aber letztlich diese Option.
Überraschenderweise präsentierten auch EVP und DSP mit den Grossräten Stephan
Maurer (dsp) und Heinrich Ueberwasser (evp) Kandidaten für die Regierung. Die SD
nominierten Patrik Cattin. Die Zersplitterung der bürgerlichen Parteien und die hohe
Akzeptanz der SP-Kandidaten selbst im bürgerlichen Lager sorgten dafür, dass die
links-grüne Mehrheit in der Regierung ungefährdet blieb. Alle bisherigen
Regierungsräte ausser Hanspeter Gass (fdp) wurden im ersten Wahlgang bestätigt und
die neuen SP-Kandidaten Wessels und Brutschin erreichten das absolute Mehr auf
Anhieb. Das beste Ergebnis erzielte Eva Herzog (sp). Polizeidirektor Gass (fdp), der das
absolute Mehr verfehlte, war im Wahlkampf aufgrund von umstrittenen Polizeieinsätzen
in der Kritik gestanden. Er wurde, da die verbleibenden Kandidierenden nicht zu einem
zweiten Wahlgang antraten, schliesslich in stiller Wahl bestätigt. Für das neu
geschaffene Amt des Regierungspräsidenten stellte sich nur Guy Morin (gp) zur
Verfügung. Er wurde in stiller Wahl gewählt. 15
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Von den sieben Regierungsratssitzen im Kanton Basel-Stadt war nach dem Rücktritt von
Hanspeter Gass (fdp) einer vakant. Die vierköpfige links grüne Mehrheit mit Christoph
Brutschin (sp), Eva Herzog (sp), Hans-Peter Wessels (sp) und der amtierende
Regierungspräsident Guy Morin (gp) traten genauso wieder an wie Christoph Eymann
(lp) und Carlo Conti (cvp). Die FDP hatte bereits früh angekündigt, neben der
Verteidigung des Sitzes von Gass mit einem zweiten Kandidierenden die links-grüne
Mehrheit angreifen zu wollen. Nachdem der Kronfavorit, Nationalrat Peter Malama
Anfang Jahr allerdings erklärte, dass er nicht zur Verfügung stehe und sich auf sein
Nationalratsmandat konzentrieren wolle, bekundeten die Freisinnigen einige Mühe,
valable Kandidaten zu finden. Fündig wurden sie im 35jährigen Grossrat Baschi Dürr,
der bereits seit 10 Jahren für die FDP in der Baselstädtischen Legislative sitzt. Neben
Dürr kündigten schliesslich auch Andreas Faller, Vizedirektor des Bundesamts für
Gesundheit (BAG), sowie Grossrat Helmut Hersberger und Christoph Haller, Grossrat
und TCS-Präsident, ihr Interesse am Regierungsrat an. In der FDP-internen
Ausmarchung Ende März wurde neben dem unbestrittenen Dürr etwas überraschend
Haller nominiert. Die Presse mutmasste, dass dem eigentlich favorisierten Faller sein
Wohnsitz im Kanton Basel-Landschaft zum Verhängnis geworden sei. Zusammen mit
den beiden FDP Kandidaten stellten sich die Bisherigen Christoph Eymann (lp) und
Carlo Conti (cvp) auf einer gemeinsamen Viererliste der Wahl. Die Bürgerlichen traten
damit jedoch nicht geeint auf: sowohl die SVP als auch die Grünliberalen versuchten mit
eigenen Kandidaten, die Parteizusammensetzung im Regierungsrat zu erneuern.
Während die noch junge GLP auf Emmanuel Ullmann setzte, portierte die SVP gleich
zwei Kandidaten: mit den Grossräten Lorenz Nägelin und Patrick Hafner wolle die
zweitstärkste Partei des Kantons eine adäquate Regierungsvertretung gewinnen, so das
Credo. Keine Chancen wurde den drei weiteren Kandidierenden gewährt: der
parteilose Elia Rediger, Christian Mueller (Freistaat Unteres Kleinbasel) und Eric Weber
von der rechtsextremen Volksaktion fanden in der Presse kaum Beachtung. Die bereits
bei den letzten Gesamterneuerungswahlen bestehende Zersplitterung der bürgerlichen
Parteien wurde als gute Voraussetzung für die Linke betrachtet, die ihrerseits mit
einem Viererticket aus den Bisherigen antrat. Darüber hinaus sorgten interne
Streitigkeiten bei den Bürgerlichen für Unmut: der langjährige LP-Grossrat Andreas
Burckhardt sprach sich gegen eine Unterstützung von Baschi Dürr aus, da dieser die
Unteroffiziersschule verweigert habe. Dürr verschaffte sich später Anerkennung mit
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seiner Ankündigung, zugunsten seines Ziels eines Regierungsratsmandates auf ein
Nachrücken in den Nationalrat für den zwischenzeitlich verstorbenen Peter Malama zu
verzichten. Die Handelskammer beider Basel gab zudem eine Wahlempfehlung für alle
Bisherigen (mit Ausnahme von Morin) und die beiden FDP-Kandidaten nicht aber für die
SVP-Kandidierenden ab. Tatsächlich war die Akzeptanz der bisherigen Regierung aber
breit, was sich auch in einem relativ lauen Wahlkampf ausdrückte. Die Ankündigung der
Bürgerlichen, die Mehrheit in der Exekutive zurückerobern zu wollen, war laut Presse
eher ein frommer Wunsch als eine eigentliche Kampfansage. Kritik an der Regierung gab
es kaum, ein eigentliches Wahlkampfthema fehlte gänzlich. Zusammen mit der
Änderung der Wahlregeln für das Parlament (siehe oben) gab es auch eine Änderung bei
den Regierungswahlen. Um zu verhindern, dass es wie vier Jahre zuvor zu einer stillen
Wahl kommt, sollte der Regierungspräsident – seit 2008 in einer Direktwahl bestimmt –
neu zusammen mit den anderen Regierungsmitgliedern gewählt werden. Für das
Präsidialamt kandidierten neben Morin auch Dürr und Nägelin sowie Rediger und
Weber.

Wie allgemein erwartet schafften die sechs Bisherigen im ersten Wahlgang Ende
Oktober auf Anhieb die Wiederwahl. Das Trio der SP erzielte die meisten Stimmen,
allen voran Eva Herzog (30'182 Stimmen) gefolgt von Christoph Brutschin (26'618
Stimmen) und Hans-Peter Wessels (24'887 Stimmen). Auch Carlo'Conti (23 222), Guy
Morin (22'902 Stimmen) und Christoph Eymann (22'312) übersprangen das absolute
Mehr (21'983 Stimmen). Dies gelang hingegen weder Baschi Dürr (17'038 Stimmen) noch
dem überraschend weit abgeschlagenen Christoph Haller (13'491), der für den zweiten
Wahlgang nicht mehr nominiert wurde. Der FDP gelang es wohl auch deshalb nicht,
ihren Sitz im ersten Wahlgang zu verteidigen, weil die Konkurrenz durch die SVP –
Patrick Hafner erhielt 8'084 Stimmen und Lorenz Nägelin 7'852 Stimmen – und durch
die GLP, bei der Emmanuel Ullmann allerdings lediglich 5'668 Stimmen erhielt, wohl zu
gross war. Wermutstropfen im links-grünen Erfolg war der Umstand, dass Guy Morin die
Wahl zum Regierungspräsidenten um 859 Stimmen verpasste. Mit 20'266 Stimmen lag
er in der Ausmarchung um das Präsidialamt aber weit vor Dürr (11'851 Stimmen) und
Nägelin (4'600 Stimmen). Die Wahlbeteiligung beim ersten Wahlgang lag bei 41,5%. Fast
wäre es im zweiten Wahlgang zu einer stillen Wahl gekommen. Sowohl die SVP als auch
die GLP beschlossen nämlich, nicht mehr anzutreten. Allerdings wollten Christian
Mueller, der lediglich 1% aller Stimmen (2'129) erzielt hatte, und Damian Heizmann, ein
neuer parteiloser Kandidat, der einige Sympathien im Grünen Lager hatte, im zweiten
Umgang noch einmal gegen Baschi Dürr antreten. Mehr Spannung verhiess die Wahl für
den Regierungspräsidenten, die nun zwischen Dürr und Morin ausgetragen wurde. Die
SP unterstützte Morin, während sich die LP für Dürr aussprach. Weder die GLP noch die
SVP gaben eine Empfehlung ab. Für Wirbel sorgte Mueller, der rund zwei Wochen vor
dem zweiten Umgang seinen Rückzug zugunsten von Heizmann ankündigte, was aber
rechtlich nicht möglich war. Auch die Ankündigung Dürrs, auch im Falle einer Wahl
einen Morgen Hausarbeit verrichten zu wollen, sorgte für landesweite Schlagzeilen. Die
geringe Spannung wirkte sich auf die Höhe der Beteiligung im zweiten Wahlgang aus, die
bei lediglich 32,1% lag. Wie erwartet setzte sich Dürr deutlich mit 17'300 Stimmen vor
Heizmann (3'049 Stimmen) und Mueller (1'418 Stimmen) durch. Die Wahl für das
Präsidialamt gewann Morin (19'390 Stimmen) mit rund 6'000 Stimmen Vorsprung auf
Dürr (13'638). Die Verteilung der Departemente änderte sich nicht; Dürr übernahm das
Justiz- und Sicherheitsdepartement von seinem Vorgänger Gass. Die Baselstädtische
Bevölkerung hatte sich damit also letztlich weiterhin für die Kohabitation entschieden:
ein links-grün dominierter Regierungsrat steht einer etwas bürgerlicher gewordenen
Legislative gegenüber. Deutlich wurde zudem, dass sich die links-grüne Mehrheit in der
Regierung wohl nur mit einem grossen bürgerlichen Bündnis zwischen FDP, CVP, LP und
SVP, das allerdings laut Pressekommentaren in weiter Ferne liege, knacken liesse. 16

Sur les sept membres sortants du gouvernement du canton de Bâle Ville, deux ne se
représentaient pas pour un mandat supplémentaire: le libéral-démocrate Christoph
Eymann, élu au Conseil national en octobre 2015, et Guy Morin (verts). Les socialistes
Christoph Brutschin, Eva Herzog et Hans-Peter Wessels souhaitaient briguer un mandat
supplémentaire, tout comme Baschi Dürr (plr) et Lukas Engelberger (pdc). A leurs côtés,
sept candidats étaient en lice: Conradin Cramer (pld), Elisabeth Ackermann (bastA),
Heidi Mück (bastA), Lorenz Nägelin (udc), Martina Bernasconi (pvl), Eric Weber (va) et
Christian Mueller (fuk). 
Pour la première fois, une collaboration entre le PDC, le PLR, l'UDC et le PLD a vu le
jour, dans le but de retrouver une majorité bourgeoise au gouvernement, majorité
perdue depuis douze ans. Quatre candidats profitaient donc de cette collaboration, à
savoir Lukas Engelberger, Baschi Dürr, Conradin Cramer et Lorenz Nägelin. Lors des
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discussions, Michel Rusterholtz (BS, pbd) avait été proposé pour occuper  la place de
Lorenz Nägelin sur le ticket bourgeois, le candidat UDC ne représentant pas tous les
électeurs bourgeois selon certains avis. Finalement, le PBD décida ne pas présenter son
candidat, en tout cas pour le premier tour, afin de ne pas mettre en péril l'atteinte
d'une majorité bourgeoise au gouvernement. La stratégie du PS était quant à elle
défensive, à savoir assurer la réélection de ses trois membres sortants et, notamment
avec la candidature d'Elisabeth Ackermann, défendre la majorité rouge-verte. La
gauche visait également le siège vacant de Christoph Eymann, afin de renforcer sa
présence au gouvernement. Lors de la campagne, l'UDC a mis en avant les thèmes de la
sécurité, de la diminution d'impôts et de la lutte contre la criminalité étrangère. Le PS
militait pour un contrôle accru des entreprises, pour une politique économique plus
redistributive et une meilleure protection des travailleurs. Outre ces thématiques, le PS
a choisi de jouer la carte de la transparence quant à son budget de campagne. Les
autres partis en course n'ont pas suivi la même voie, estimant que l'électeur n'était pas
intéressé par ce genre d'information. Autre fait ayant suscité la curiosité durant cette
campagne, la candidate Martina Bernasconi a, dans une vidéo de campagne des jeunes
Vert'libéraux, embrassé une fille afin de faire passer un message libéral et en faveur de
la liberté. Finalement, une organisation de migrants appela au boycott de l'élection,
déplorant l'absence d'une politique d'intégration véritablement constructive. 
Lors du premier tour, avec une majorité absolue fixée à 23'422 voix, trois membres
sortants du gouvernement sont arrivés en tête: les socialistes Eva Herzog, avec un score
de 33'576 voix, et Christophe Brutschin, avec 29'448 voix, ainsi que Lukas Engelberger,
qui totalisa 26'635 voix. Deux nouveaux membres accédèrent également au pouvoir
exécutif: Conradin Cramer avec 24'078 voix et Elisabeth Ackermann avec 23'546 voix.
Hans-Peter Wessels comptabilisa 22'550 voix, nombre insuffisant pour obtenir un siège
au regard de la majorité absolue. Suivaient Baschi Dürr avec 21'090 voix, Heidi Mück
avec 18'105 voix, Lorenz Nägelin avec 17'269 voix, Martina Bernasconi (14'115 voix),
Christian Mueller (6'414 voix) et Eric Weber avec 3'247 voix. Le PLD a donc conservé son
siège. Le siège de Guy Morin sera occupé par Elisabeth Ackermann. Les Verts et le Parti
socialiste pouvaient d'ores et déjà se féliciter. A la suite de son élection dès le premier
tour, il devenait fort probable qu'Elisabeth Ackermann accède à la présidence du
gouvernement, son principal concurrent, Baschi Dürr, n'ayant pas obtenu la majorité
absolue. 
Lors du deuxième tour, organisé le 27 novembre 2016, cinq candidats s'affrontaient
pour les deux sièges encore disponibles: les sortants Hans-Peter Wessels et Baschi
Dürr, ainsi que Heidi Mück, Lorenz Nägelin et Eric Weber. Hans-Peter Wessels totalisa
26'155 voix, suivi par Baschi Dürr avec 22'906 voix. Tous deux entameront donc un
mandat supplémentaire au pouvoir exécutif. Heidi Mück arriva en troisième position
avec un total de 21'072 voix, suivie par Lorenz Nägelin (19'084 voix) et Eric Weber (2'716
voix). Elisabeth Ackermann accède à la présidence du gouvernement. C'est donc une
majorité rouge-verte qui, une fois de plus, domine le gouvernement bâlois. 17

Eidgenössische Wahlen

Ein Novum stellte der starke Fokus auf die Ständeratswahlen dar. Wurden
Ständeratswahlkämpfe bis anhin eher in den Kantonen ausgefochten, versuchte die SVP
die Wahlen in die kleine Kammer zu einem nationalen Ereignis zu machen. An einer
Medienkonferenz Anfang April kündigte die Volkspartei den Kampf gegen den
„Linksrutsch der europhilen Dunkelkammer“ an. Wenn die Wählerschaft einen EU-
Beitritt verhindern wolle, müsse sie die SVP im Ständerat stärken. Die SVP versuchte,
auch den eigentlich vorwiegend personenbezogenen Wahlkampf um den Ständerat mit
Themen zu besetzen. Sie bekräftigte ihr Vorhaben, indem sie mit dem ehemaligen
Bundesrat Christoph Blocher (ZH), Parteipräsident Toni Brunner (SG),
Fraktionspräsident Caspar Baader (BL), dem ehemaligen Bundesratskandidaten Jean-
François Rime (FR), Nationalrat Oskar Freysinger (VS), Neo-Ständerat Adrian Amstutz
(BE; im Ständerat seit Frühjahr 2011) und Nationalrat Ulrich Giezendanner (AG)
eigentliche Schwergewichte in den Ständeratswahlkampf schickte. Die Medien nahmen
die Vorlage dankbar auf und schrieben fortan von einem „Sturm aufs Stöckli“. 18
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Im Kanton Basel-Landschaft kam es zu einem Zweikampf zwischen dem Bisherigen
Claude Janiak (sp) und dem SVP-Fraktionspräsidenten Caspar Baader. Dieser wollte
nach eigenen Angaben den Linksrutsch des Ständerats in der letzten Legislatur
korrigieren helfen. Der seit 2010 im Nationalrat vertretenen Elisabeth Schneider-
Schneiter, die für die CVP antrat, wurden ob der beiden politischen Schwergewichte
lediglich Aussenseiterchancen attestiert. Mit ihrer Kandidatur wollte die CVP eine auch
von EVP, BDP und GLP unterstützte Alternative in der Mitte bieten.

Der deutliche Sieg von Janiak, der gleich auf Anhieb bestätigt wurde, war dennoch eher
überraschend. Der SP-Vertreter erzielte mit 45'203 Stimmen das absolute Mehr relativ
deutlich (53,5%). Baader erhielt 24'291 Stimmen und Schneider-Schneiter lag mit 9'633
erwartet abgeschlagen auf Rang 3. Die SVP hatte auf einen zweiten Wahlgang gehofft,
um doch noch einen bürgerlichen Schulterschluss zu erreichen und so den SP-Sitz
erobern zu können. Ihre Niederlage erklärte sie mit der fehlenden bürgerlichen
Unterstützung. Sowohl Baader als auch Schneider-Schneiter konnten sich mit ihrer
Wahl in den Nationalrat trösten. Die CVP-Politikerin gab denn auch an, die
Ständeratswahlen vor allem als Plattform für die Verteidigung ihres Sitzes in der grossen
Kammer benutzt zu haben. 19
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le Conseil national n’a pas donné suite à une motion de l’Union démocratique du
centre (déposée en mai 2003) demandant au Conseil fédéral de retirer définitivement
la demande d’adhésion de la Suisse à l’Union européenne. Se référant au rejet massif
de l’initiative populaire « Oui à l’Europe » en 2001, l’UDC estimait que le signal du
peuple était clair. De plus, selon la motion, le gouvernement, en maintenant la
demande, se compliquait la tâche dans les négociations en cours en faisant croire à
l’autre partie que le pays voulait entrer dans L’UE. Dans sa réponse défavorable à ce
texte, le gouvernement a rappelé que la demande d’adhésion, déposée en mai 1992,
avait été gelée après le rejet de l’Espace Economique Européen. Le Conseil fédéral a
également confirmé son intention d’évaluer, au cours de la prochaine législature, la
pertinence de l’ouverture de négociations d’adhésion. Quant aux prétendus préjudices
causés par cette demande lors des négociations, le gouvernement n’estimait pas en
avoir subi. Il a conclu en affirmant que le retrait de cette demande n’apporterait rien et
qu’il ne ferait que « créer un besoin inutile d’explications à l’étranger ». Au plénum, le
démocrate du centre Caspar Baader (BL) a défendu la motion en condamnant le double
jeu mené par le gouvernement : d’un côté, des négociations bilatérales, de l’autre la
volonté d’adhérer. Après un débat relativement court, où seuls sont intervenus des élus
socialistes et démocrates du centre, ainsi que la conseillère fédérale Micheline Calmy-
Rey, la motion a été rejetée par 116 voix contre 61 (dont 47 udc, 10 prd et 2 pdc). 20
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Der Ständerat befasste sich als erster mit der im Vorjahr vom Bundesrat
vorgeschlagenen Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe
aus der EU. Es gab im Rat keine grundsätzliche Opposition. In der Detailberatung
brachte er noch einige von seiner Kommission vorgeschlagene und auch vom Bundesrat
unterstützte Änderungen an. Er verabschiedete das Gesetz über die technischen
Handelshemmnisse einstimmig (bei fünf Enthaltungen) und hiess auch das
Produktesicherheitsgesetz ohne Gegenstimme gut.

Im Nationalrat gab es sowohl von der SVP als auch von den Grünen Widerstand gegen
das Projekt. Ihre gegenseitig unterstützten Nichteintretens- und Rückweisungsanträge
scheiterten mit 98 zu 77 resp. 98 zu 78 Stimmen. Für die Grünen stand dabei das
Unterlaufen von strengeren schweizerischen Normen, beispielsweise im Umweltschutz,
im Vordergrund, bei der SVP die allfällige Benachteiligung schweizerischer
Unternehmen. Gemeinsam war beiden die Kritik an der Einseitigkeit der Marktöffnung:
Wenn schweizerische Produzenten schon kein entsprechendes Gegenrecht in der EU in
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Anspruch nehmen können, hätten von der EU zumindest Gegenleistungen in
Verhandlungen zu anderen wirtschaftspolitischen Bereichen verlangt werden können.
Die vorberatende Kommission hatte allerdings den Bedenken bezüglich
Inländerdiskriminierung bereits Rechnung getragen und einen entsprechenden Antrag
Baader (svp, BL) angenommen. Zur Verteidigung der Einseitigkeit der
Importliberalisierung gab Kommissionssprecher Theiler (fdp, LU) zu bedenken, dass es
illusorisch wäre zu glauben, die EU wäre bereit, schweizerische Sicherheitsvorschriften
zu anerkennen, wenn diese von EU-Normen abweichen. In der Detailberatung nahm der
Nationalrat einen Antrag Scherer (svp, ZG) an, der verlangte, dass bei den
Produkteinformationen auch das Herkunftsland angegeben werden muss. Das
Produktesicherheitsgesetz nahm der Rat gegen den Widerstand der SVP an.

In der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat, dass nur bei Lebensmitteln und
Rohstoffen das Herkunftsland angegeben werden muss, hingegen nicht bei
verarbeiteten Gütern, wo dieses Kriterium wesentlich komplexer zu handhaben ist. Die
grosse Kammer schloss sich dieser Variante an. In der Schlussabstimmung hiess der
Ständerat das Bundesgesetz über die technischen Handelshemmnisse mit 40 zu 2
Stimmen gut. Im Nationalrat fiel das Ergebnis mit 101 zu 82 Stimmen knapper aus; die
SVP hatte geschlossen (bei einer Enthaltung) und die Grünen fast geschlossen (eine
Enthaltung und zwei Ja-Stimmen) dagegen votiert. Beim Produktesicherheitsgesetz war
im Nationalrat nur die SVP dagegen; der Ständerat war einstimmig dafür. Eine kleine
Gruppierung von Landwirten aus der Westschweiz lancierte das Referendum gegen das
Gesetz über die technischen Handelshemmnisse. Obwohl sie von der SVP, der GP, den
SD, der PdA und der Jungen SVP unterstützt wurden, brachten sie mit rund 46 000
nicht genügend Unterschriften zusammen. 21

Geld, Währung und Kredit

Banken

Der Nationalrat drückte seinen Unmut über den Staatsvertrag grundsätzlicher aus. In
einem Ordnungsantrag forderte Caspar Baader (svp, BL) als Vertreter des
bonusablehnenden Lagers, dass vor dem Staatsvertrag  über zwei Ständeratsmotionen,
die eine Regelung der Bonusfrage verlangen, zu befinden sei. Nur seine eigene Fraktion
befürwortete geschlossen den Antrag. Ein Rückweisungsantrag Schelbert (gps, LU)
verlangte vom Bundesrat die Aufhebung der Unterscheidung zwischen Steuerbetrug
und Steuerhinterziehung auf dem Gesetzesweg sowie, damit einhergehend, die
Verpflichtung der Banken auf eine Weissgeldstrategie. Der von einer überwiegenden
Mehrheit der Grünen und einem Drittel der SVP-Fraktion gestützte Minderheitsantrag
wurde mit 131 zu 32 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung wurden die
Minderheitsanträge, die mit einer Ausnahme alle von Mitgliedern der SP-Fraktion
stammten abgewiesen. Ein Minderheitsantrag stellte sich mit der Forderung, in der
Referendumsfrage dem Ständerat zu folgen, gegen die nationalrätliche APK, die sich mit
dem Stichentscheid ihres Präsidenten für eine Unterstellung des Abkommens unter das
fakultative Staatsvertragsreferendum ausgesprochen hatte. Knapp, mit 97 zu 78
Stimmen, entschied der Nationalrat schliesslich im Sinn seiner Kommissionsmehrheit.
Für das Referendum stimmten grossmehrheitlich die SVP, die SP und die Grünen, wobei
12 der 21 Stimmenthaltungen auf das Konto der Sozialdemokraten gingen. Der nun
vorliegende Entwurf wurde in der Gesamtabstimmung mit 104 zu 76 Stimmen
verworfen, was faktisch Nichteintreten bedeutete. Die Ablehnung der Vorlage kam mit
den Stimmen der drei obgenannten Fraktionen zustande. Der Ständerat trat erneut
ohne Gegenvorschlag auf das Geschäft ein, wies alle Anträge von Links-Grün zurück und
genehmigte die Bundesratsvorlage diesmal mit 31 zu 9 Stimmen. Die nationalrätliche
AKP empfahl der grossen Kammer mit 14 zu 12 Stimmen erneutes Nichteintreten, was
das endgültige Aus der Vorlage bedeutet hätte. Der Rat folgte mit 132 zu 15 Stimmen,
dem Antrag der Kommissionsminderheit aus CVP und FDP, erneut in die Detailberatung
einzutreten. Die Mitglieder der SVP-Fraktion enthielten sich mehrheitlich der Stimme,
deren 12 standen aber auch für Nichteintreten. Die Linke wiederholte ihre
Minderheitsanträge der vorangehenden Detailberatung. Diese fanden im Rat erneut
keine Mehrheit und die Unterstellung des Vertrags unter das fakultative Referendum
hielt mit grossmehrheitlicher Unterstützung der SVP- und SP-Fraktionen sowie rund
einem Drittel der grünen Stimmen stand. 22
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Eine parlamentarische Initiative der FDP-Fraktion (Annahme in beiden Kommissionen
2011), die den automatischen Informationsaustausch als aussenpolitische Option
ausschliessen wollte, wurde im Berichtsjahr definitiv abgeschrieben. Eine knappe
Kommissionsmehrheit (12 zu 11 Stimmen) der WAK-NR verwies darauf, dass die Vorlage
überholt sei, weil die spontane und automatische Amtshilfe im Steueramtshilfegesetz
(verabschiedet 2012) durch die Formulierung „auf Ersuchen“ ausgeschlossen worden
war. Zudem war abzusehen, dass die OECD in absehbarer Zukunft den AIA als Standard
definieren und der Bundesrat dessen Übernahme beschliessen würde. Die
Kommissionsmehrheit empfahl dem Rat, seine Position gegenüber dem AIA im Rahmen
der Umsetzungsgesetzgebung zu klären. Eine Minderheit aus SVP, FDP und Teilen der
CVP befürchtete die Einführung des AIA „durch die Hintertüre“ (Caspar Baader, svp,
BL), sprich ohne Möglichkeit für eine parlamentarische Beratung und ohne
Referendumsfähigkeit, und setzten sich deshalb für die Aufrechterhaltung der Initiative
ein. Die Kommissionsminderheit scheiterte knapp mit 94 zu 87 Stimmen. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.09.2013
FABIO CANETG

Nachdem der Nationalrat bereits 2013 zwei Motionen von SVP und Grünen zur
Aufspaltung von Grossbanken angenommen hatte, kamen die beiden Begehren 2014 in
die Kleine Kammer. Die Motion Baader (svp, BL) forderte etwas konkreter, dass das
Investmentbanking der Grossbanken von den für die Schweiz systemrelevanten
Funktionen zu trennen sei, während die Motion Schelbert (gp, LU) lediglich die nötigen
Schritte forderte, ein funktionales und territoriales Trennbankensystem einzuführen.
Der Bundesrat lehnte beide Begehren ab. Er verwies mitunter auf den Bericht der
Expertenkommission zur Grossbankenregulierung von 2010: Die Expertinnen und
Experten hatten damals ein Trennbankensystem wegen der Konzernhaftung als nicht
zielführend abgelehnt. Zudem erachtete die Landesregierung den 2011 eingeschlagenen
Weg der Grossbankenregulierung als ausreichend. Diese Meinung vertrat auch die
Mehrheit der ständerätlichen Wirtschafts- und Abgabekommission (WAK-SR), weshalb
sie dem Rat ebenfalls, wenn auch knapp mit 7 zu 6 Stimmen, Ablehnung beantragte.
Gleichzeitig mit der Beratung der beiden Motionen nahm die WAK-SR ein
Kommissionspostulat an (siehe unten), das vom Bundesrat, ähnlich dem 2013
überwiesenen Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL) – dessen Bericht  im Rahmen
des Evaluationsberichts zur Grossbankenregulierung per Frühjahr 2015 erwartet wurde
– einen Bericht zum Trennbankensystem verlangte. Weil im Ratsplenum kein
Gegenantrag zum Kommissionspostulat vorlag, war bei den Beratungen der zwei
Motionen klar, dass das Postulat überwiesen werden würde, weshalb sich die
Polparteien für eine Sistierung der Motionen aussprachen. Es wäre unklug, vor dem zu
erwartenden Bericht bezüglich Trennbankensystem (der gebündelt mit der Evaluation
zur Grossbankenregulierung vorgelegt werden sollte) über die beiden Motionen zu
entscheiden, so die Begründung. Das Argument der Gegner einer Sistierung, wonach
durch eine Ablehnung der Motionen Rechtssicherheit geschaffen werden könnte,
liessen die Polparteien nicht gelten. Im Rahmen von weiteren, bis Ende 2014 im
Nationalrat (Erstrat) noch nicht behandelten Vorstössen zum Thema Aufspaltung von
Grossbanken wäre eine erneute Diskussion um ein Trennbankensystem sowieso nicht
zu vermeiden. Die Mehrheit im Plenum liess sich von dieser Argumentation nicht
überzeugen und lehnte den Sistierungsantrag mit 24 zu 16 Stimmen ab. Noch etwas
deutlicher (mit 25 zu 12 Stimmen) entschieden die Kantonsvertreter und
Kantonsvertreterinnen darauf, die beiden Motionen abzulehnen. 24

MOTION
DATUM: 12.03.2014
FABIO CANETG

Das Kommissionspostulat, das Informationen bezüglich möglicher Massnahmen im
Bereich Trennbankensystem forderte, wurde im Rahmen der Beratungen zu den
Motionen Schelbert (gp, LU) und Baader (svp, BL) (siehe hier) erwartungsgemäss ohne
Gegenantrag überwiesen. Der entsprechende Bericht wurde für Frühjahr 2015 als
Bestandteil des Evaluationsberichts zur Grossbankenregulierung (dessen Erarbeitung
auf eine Bestimmung im 2011 überarbeiteten Bankengesetz zurückging) erwartet. 25

POSTULAT
DATUM: 12.03.2014
FABIO CANETG
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Landwirtschaft

Agrarpolitik

Concernant les importations de viande, le Conseil fédéral souhaitait l’introduction d’un
système de mise aux enchères des contingents et l’abandon du système d’attribution
en fonction du nombre d’animaux indigènes abattus, très favorable aux importateurs.
Alors que le Conseil des Etats s’était opposé à un tel changement, la chambre du peuple
l’a accepté pour 90% des importations de viande. La résistance est avant tout venue
des paysans issus des rangs de l’UDC. Ce mécanisme devrait rapporter environ 150
millions de francs par année à la Confédération, montant intégralement réinjecté dans
l’agriculture grâce au soutien apporté à la proposition du démocrate du centre Caspar
Baader (BL). Une correction à cette décision a été apportée en mai avec un nouveau
vote, suite à l’intervention de la socialiste Hildegard Fässler (SG). Elle a brandi la menace
d’un refus du projet par le groupe socialiste si on ne revotait pas. Pour Joseph Deiss,
qui a également désapprouvé la décision de mars, les 150 millions devaient être répartis
à hauteur de 100 millions pour le financement agricole et à hauteur de 50 millions pour
l’élimination des déchets carnés. Cette solution a été retenue par le plénum. Une
exception a toutefois été prévue pour les 10% restants avec le maintien d’un lien entre
importation et marché indigène. Cette mesure d’exception était avant tout destinée à
ne pas défavoriser les régions de montagne. Concernant la viticulture, la tentative du
vaudois André Bugnon (udc) de permettre au Conseil fédéral de prendre des mesures
ponctuelles, en cas de surplus causés par les importations, a échoué. Le soutien à la
reconversion (jusqu’en 2011) a été plébiscité, sans toutefois que cette dépense ne
passe l’écueil du frein aux dépenses. L’examen intégral de la réforme n’a pas pu être
terminé lors de la session de printemps. 26

ANDERES
DATUM: 19.03.2003
ROMAIN CLIVAZ

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Nationalrat bedauerten Grüne und EVP in der Eintretensdebatte, dass im Rahmen
der neuen Finanzordnung keine Ökosteuern auf nicht erneuerbaren Energien
vorgesehen waren. In der Detailberatung lehnte die grosse Kammer sowohl den Antrag
Baader (svp, BL), den Höchstsatz der Gewinnsteuer für Unternehmen auf 8% zu senken,
als auch den Antrag Strahm (sp, BE) für einen unveränderten Höchstsatz von 9,8% ab;
sie folgte dem Vorschlag des Bundesrates, den Höchstsatz bei 8,5% festzusetzen.
Ebenfalls chancenlos blieben zwei Anträge der SVP, die für jede neue zusätzliche
Steuerbelastung eine Kompensation bei einer anderen Steuer verlangt hatte resp. eine
Erhöhung der MWSt mit einer Senkung der direkten Steuern hatte kompensieren
wollen, um die Steuerquotenneutralität zu gewährleisten und so die Staats- und
Fiskalquote in den Griff zu bekommen. Gegen die Stimmen der Linken befürwortete der
Nationalrat wie zuvor der Ständerat die Möglichkeit der unbefristeten Fortführung des
Hotellerie-Sondersatzes. Mit 80:75 Stimmen folgte er ferner einem Minderheitsantrag
Pelli (fdp, TI), die Verwendung des nicht zweckgebundenen Ertrags der MWSt für die
Entlastung der unteren Einkommensschichten und nicht speziell für die Verbilligung der
Krankenkassenprämien allein festzulegen. Bei der Befristung der Finanzordnung bis
2020 schloss sich die grosse Kammer mit 80:67 Stimmen dem Ständerat an. Das Gesetz
passierte die Gesamtabstimmung mit 114:19 Stimmen. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2003
MAGDALENA BERNATH

In der Frühjahrssession beriet der Nationalrat als Zweitrat die Revision des
Bundesgesetzes über die steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und
Weiterbildungskosten. Bislang waren unbegrenzte Steuerabzüge vom Einkommen nur
bei Weiterbildungen erlaubt, mit denen der berufliche Stand gehalten werden konnte.
Neu sollten jegliche Formen von Aus- und Weiterbildungen gleich behandelt werden,
wodurch Abgrenzungsprobleme eliminiert werden konnten. Im Jahre 2011 hatte der
Ständerat die steuerliche Obergrenze bei der Bundessteuer auf 12'000 Franken
angesetzt, was gegenüber dem Vorschlag des Bundesrats einer Verdoppelung
entsprach. Der Nationalrat ging noch einen Schritt weiter, indem er mit 103 zu 83
Stimmen einen Antrag von Caspar Baader (svp, BL) annahm, der einen vollumfänglichen
Abzug forderte. Gegenüber der vom Ständerat bevorzugten Regelung hätte der
nationalrätliche Vorschlag zu zusätzlichen Steuerausfällen in Höhe von 10 Millionen
Franken geführt. In der Gesamtabstimmung hiess die grosse Kammer die Vorlage mit 131
zu 23 Stimmen gut. In der Sommersession hielt der Ständerat an der Obergrenze von
12'000 Franken fest. Daraufhin schwenkten die Volksvertreter auf die ständerätliche
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Version ein. Somit konnte die Gesetzesrevision in der Herbstsession verabschiedet
werden. Im Rahmen der Schlussabstimmungen wurde das Bundesgesetz über die
steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten vom
Nationalrat mit 161 zu 10 und vom Ständerat einstimmig angenommen. 28

Unmittelbar nach dem Nein der Stimmbevölkerung zur Unternehmenssteuerreform III
an der Urne betonten sowohl Gewinner als auch Verlierer die Wichtigkeit des Projektes
und die Dringlichkeit einer neuen Vorlage. Einig war man sich mehr oder weniger
darüber, dass kein kompletter Neubeginn nötig sei, sondern dass man entsprechend
dem sogenannten Plan B auf der bisherigen Vorlage aufbauen könne. Bezüglich der
effektiven Ausgestaltung der neuen Vorlage gingen die Meinungen aber weit
auseinander. So meldeten sich zahlreiche Parteien, Verbände und
Interessenorganisationen mit eigenen Positionspapieren, Eckpunkten und Vorschlägen
zu Wort, darunter der Gewerbeverband, die SP oder auch die kantonalen
Finanzdirektoren zusammen mit den Städte- und Gemeindevertretern. 

Die neue Steuerungsgruppe von Finanzminister Maurer, welche mit Eva Herzog (BS, sp),
Serge Dal Busco (GE, cvp), Heinz Tännler (ZG, svp) und Benedikt Würth (SG, cvp) vier
Vertreterinnen und Vertreter der Finanzdirektorenkonferenz (FDK) umfasste,
präsentierte Ende Mai – und somit in Rekordzeit – die Eckwerte der neuen, als
„Steuervorlage 17” betitelten Vorlage. Diese hatte sich am Vorbild des Kantons Waadt
orientiert, dem es durch ein soziales Abfedern der Steuerausfälle durch höhere
Kinderzulagen gelungen war, sowohl bei der kantonalen Vorlage zur Umsetzung der
Unternehmenssteuerreform III als auch bei der entsprechenden nationalen Vorlage an
der Urne eine Mehrheit zu erzielen. Entsprechend beschränkte sich der Vorschlag der
Steuerungsgruppe nicht nur auf eine Reduktion der den Kantonen zur Verfügung
stehenden Entlastungsmassnahmen: eine engere Fassung des Patentabzugs sowie des
Abzugs für Forschung und Entwicklung, ein Verzicht auf die Möglichkeit zur Einführung
einer zinsbereinigten Gewinnsteuer sowie vor allem eine Beschränkung der maximalen
Steuerentlastung durch die neuen Steuerabzüge auf 70 Prozent anstelle von zuvor 80
Prozent. Vielmehr verstärkte die Steuerungsgruppe mit der Steigerung der
Dividendenbesteuerung von 60 auf 70 Prozent auch die Gegenfinanzierung und sorgte
mit der von der SP geforderten Erhöhung der Kinderzulagen um CHF 30 für eine
Entlastung der Familien. Zusätzlich wurden durch die Aufnahme einer Klausel zur
ausdrücklichen Berücksichtigung von Städten und Gemeinden auch deren Bedenken
berücksichtigt. Ansonsten übernahm die Steuervorlage 17 die Bestimmungen aus dem
Unternehmenssteuerreformgesetz III, insbesondere bezüglich der Abschaffung der
kritisierten Steuerprivilegien sowie bezüglich der Kompensation der Kantone durch
eine Steigerung des Kantonsanteils an den Bundessteuern von 17 Prozent auf 21.2
Prozent. 

Kurz darauf präsentierte der Bundesrat die neue Vorlage, die weitgehend auf dem
Vorschlag der Steuerungsgruppe beruhte. Einen entscheidenden Unterschied wies die
bundesrätliche Vorlage jedoch auf: Sie sah vor, den Kantonsanteil an den
Bundessteuern nur auf 20.5 Prozent zu steigern, wodurch die Kantone anstelle von der
ursprünglich vorgesehenen CHF 1 Mrd. noch CHF 820 Mio. erhalten würden.
Entsprechend empört zeigten sich die Kantone von dieser Klausel, zumal sie in der
kurzen Diskussion dazu in der Steuerungsgruppe keinerlei Anklang gefunden hatte, wie
Heinz Tännler und Benedikt Würth erklärten. Die Kantone waren jedoch nicht als
Einzige unzufrieden mit dem bundesrätlichen Vorschlag: Die SP und die
Gewerkschaften hiessen zwar die Richtung der Verbesserungen gut, befürchteten
jedoch, dass die Kantone ihre Unternehmenssteuern dadurch trotzdem stark senken
würden. Zudem sollten die Kinderzulagen und die Dividendenbesteuerung stärker
erhöht werden. Der Gewerbeverband sorgte sich aufgrund der steigenden
Dividendenbesteuerung um die Zukunft der KMU, während die internationalen
Grosskonzerne davon nicht stark betroffen seien. Kritisch beurteilte der Finanzdirektor
des Kantons Zürich, Ernst Stocker (ZH, svp), vor allem den Verzicht auf die
zinsbereinigte Gewinnsteuer. Da sich der Kanton Zürich in einer speziellen Situation
befindet, indem er besonders stark von der Abschaffung der alten Steuerprivilegien
betroffen ist, sich gleichzeitig aber keine grosse Senkung der ordentlichen
Gewinnsteuersätze leisten kann, ist er stark auf den Eigenkapitalzinsabzug angewiesen.
Anfangs September 2017 schickte der Bundesrat die Vorlage schliesslich in die
Vernehmlassung, während der die interessierten Kreise bis Dezember 2017 die
Möglichkeit haben, ihre Kritik anzubringen. 29
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Als Reaktion auf die Vernehmlassung wurde in den Medien anfänglich insbesondere der
sogenannte «Plan C», der Vorschlag der CVP zur Aufteilung der Reform, diskutiert. Eva
Herzog (BS, sp) erklärte als Vizepräsidentin der FDK, dass die Kantone eine Aufteilung
der Reform nicht goutieren würden. Da nicht alle von ihnen die Gewinnsteuern beliebig
senken könnten, seien spezifische Steuerinstrumente wie die Patentbox und die
zinsbereinigte Gewinnsteuer vonnöten. Ausführlich debattiert wurde auch die
Problematik des Zeitdrucks. Im Dezember 2017 war bekannt geworden, dass die EU die
Schweiz auf die sogenannte «graue Liste» der steuerlich nicht konformen Drittstaaten
gesetzt hatte. Würden die verpönten Privilegien nicht bis Ende 2018 abgeschafft, wozu
sich die Schweiz 2014 verpflichtet hatte – jedoch ohne einen zeitlichen Rahmen zu
nennen –, seien Sanktionen durch die EU-Mitgliedstaaten möglich. Ebenfalls verstärkt
wurde der Zeitdruck durch den internationalen Trend zur Senkung der
Unternehmenssteuern – besonders prominent in den Medien behandelt wurde der
Entscheid der USA, die Konzerngewinnsteuern per 1. Januar 2018 von 35 auf 20 Prozent
zu senken. Die Schweiz müsse somit bezüglich Unternehmenssteuern möglichst rasch
Rechts- und Planungssicherheit schaffen, erklärte zum Beispiel Eva Herzog. Dem
pflichtete auch Finanzminister Maurer bei: Falls möglich sei die SV17 in nur zwei
Sessionen vom Parlament zu verabschieden. Man müsse zudem darum besorgt sein,
dass kein Referendum gegen das Gesetz ergriffen werde. Dadurch könnten erste
Massnahmen anfangs 2019, der Hauptteil des Gesetzes anfangs 2020 in Kraft treten. 
Inhaltlich wurde in den Medien insbesondere über die Massnahmen zur sozialen
Kompensation diskutiert. Die Vernehmlassungsteilnehmenden hatten sich mit der
Erhöhung der minimalen Kinderzulagen nicht zufrieden gezeigt. Der Vorschlag sei
sachfremd und habe auch mit Sozialpolitik nichts zu tun, war zum Beispiel in der NZZ zu
lesen. Als Alternative hatten TravailSuisse und Centre Patronal in der Vernehmlassung
die Einführung eines Vaterschaftsurlaubs – wie ihn ihre Initiative vorsieht –
vorgeschlagen. Ein Vaterschaftsurlaub von 20 Tagen, bezahlt über die
Erwerbsersatzordnung, in die Arbeitgeber und Arbeitnehmer je 0.0275 Lohnprozente
zusätzlich zu bezahlen hätten, würde gemäss Adrian Wüthrich (BE, sp), Präsident der
TravailSuisse, einen regelrechten «Referendumsblocker» darstellen. Der Vorschlag fand
in den Medien jedoch kaum Anklang: Jean-François Rime (svp, FR) zum Beispiel betonte
als Präsident des Gewerbeverbandes, dass durch eine solche Regelung die SV17 den
KMU nur noch mehr Nachteile bringen würde. Auch die SP zeigte sich mit dem
Vorschlag nicht zufrieden: Man unterstütze zwar einen Vaterschaftsurlaub, dieser
müsse jedoch nicht in Kombination mit der Steuervorlage 17 eingeführt werden, erklärte
SP-Vizepräsident Beat Jans (sp, BS). Auch Pirmin Bischof (cvp, SO) schlug eine
alternative Massnahme zur sozialen Kompensation vor: Der Bund solle den Kantonen
Geld für soziale Massnahmen bezahlen, die Kantone sollen aber selbst entschieden
können, für welche sozialen Zwecke sie dieses Geld einsetzten. 
Die grössten Chancen schrieben die Medien gemeinhin einer Korrektur des
Kapitaleinlageprinzips (KEP) zu: In der Unternehmenssteuerreform II war eine
Möglichkeit für Unternehmen geschaffen worden, Kapitaleinlagen an die Aktionäre
zurückzuzahlen, ohne dass diese verrechnungs- oder einkommenssteuerpflichtig sind –
was faktisch eine steuerfreie Auszahlung von Dividenden bedeutet. Dadurch entstehen
dem Bund, wie eine Schätzung der ESTV zeigte, Steuerausfälle zwischen CHF 400 Mio.
und CHF 600 Mio. pro Jahr, wobei Neuzuzüge nicht berücksichtigt sind. Werden diese
eingerechnet, geht die ESTV trotz mangelnder Daten davon aus, dass die Steuerausfälle
durch eine Steigerung des BIP und der Steuereinnahmen kompensiert werden können.
Eine Korrektur des KEP sei im Parlament nicht chancenlos, erklärte zum Beispiel der
Tages-Anzeiger, zumal Pirmin Bischof 2011 mit seiner Motion (Mo. 11.3462), die ebenfalls
eine Einschränkung des KEP gefordert hatte, nur knapp gescheitert war. Sollte es
dadurch gelingen, die SP ins Boot zu holen und von der Ergreifung eines Referendums
abzubringen, wäre das womöglich für die Bürgerlichen ein gangbarer Weg, war
mehrfach zu lesen. Beat Jans zumindest nannte die Korrektur des KEP «eine der
wichtigsten Massnahmen» zur Findung eines Kompromisses bei der Steuervorlage 17.
Andererseits befürchtete zum Beispiel Hannes Germann (svp, SH), dass eine solche
Regelung grosse Verunsicherung bei den Unternehmen, insbesondere bei denjenigen,
die unter anderem aufgrund der bestehenden Regelung zum KEP in die Schweiz
gekommen waren, auslösen würde. 
Thematisiert wurden in den Medien schliesslich auch Auswirkungen auf die NFA: Um
Verzerrungen in der NFA durch Änderungen der Unternehmenssteuern zu verhindern,
muss das Gewicht der Unternehmenssteuern im Finanzausgleich reduziert werden. Dies
soll in der NFA zu Verschiebungen in zwei- bis dreistelliger Millionenhöhe führen,
wovon gemäss Berechnungen des Tages-Anzeigers mit Zahlen der Finanzverwaltung vor
allem Geberkantone profitierten. Die Nehmerkantone würden demnach deutlich
weniger erhalten als bisher, teilweise seien ihre Verluste in der NFA sogar grösser als
die zusätzlichen Einnahmen durch die Erhöhung des Kantonsanteils. Um diese
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Problematik abzuschwächen, enthält die SV17 einen Ergänzungsbeitrag für
ressourcenschwache Kantone in der Höhe von CHF 180 Mio., der aus dem auslaufenden
Härteausgleich finanziert wird und die Situation der betroffenen Kantone während
sieben Jahren verbessert.

Im März 2018 präsentierte der Bundesrat schliesslich seine Botschaft zur Steuervorlage
17. Dabei nahm er nur eine gewichtige Änderung gegenüber der
Vernehmlassungsvorlage vor: Er steigerte den Kantonsanteil an den direkten Steuern
von 20.5 Prozent auf 21.2 Prozent, wie es unter anderem die Kantone in der
Vernehmlassung deutlich gefordert hatten. Überrascht zeigten sich die Medien vor
allem darüber, dass der Bundesrat trotz breiter Forderungen auf eine Einführung der
zinsbereinigten Gewinnsteuer verzichtete. Die Version der Steuervorlage 17, die der
Bundesrat dem Parlament zur Beratung vorlegte, beinhaltete somit als Ausgleich zur
Abschaffung der Steuerprivilegien für Statusgesellschaften eine Steigerung des
Kantonsanteils an den direkten Bundessteuern von 17 auf 21.2 Prozent, was den
Kantonen CHF 990 Mio. pro Jahr einbringt und es ihnen erlauben soll, ihre
Gewinnsteuern zu senken. Ressourcenschwache Kantone erhalten im Rahmen der NFA
zudem während sieben Jahren zusätzlich CHF 180 Mio. Die Kantone führen
obligatorisch Patentboxen für in der Schweiz patentierte Erfindungen sowie fakultativ
einen Steuerabzug von maximal 50 Prozent auf in der Schweiz getätigte Forschung und
Entwicklung ein. Im Vergleich zur Unternehmenssteuerreform III wird auf die stark
umstrittene zinsbereinigte Gewinnsteuer verzichtet. Die Steuerabzüge dürfen
zusammen nicht mehr als 70 Prozent des steuerbaren Gewinns ausmachen (USR III:
80%). Ebenfalls im Unterschied zur USR III wird eine Gegenfinanzierung durch die
Unternehmen eingeführt: Die Dividendenbesteuerung wird beim Bund auf 70 Prozent
(Status Quo: 60%) und bei den Kantonen auf mindestens 70 Prozent erhöht (Status Quo:
zwischen 35% und 70%). Zudem werden als sozialpolitische Kompensation die
Mindestvorgaben für die Kinder- und Ausbildungszulage um CHF 30 auf CHF 230
respektive CHF 280 erhöht. Im Unterschied zum abgelehnten Vorschlag der USR III
enthält die Steuervorlage 17 somit deutlich weniger neue Steuerprivilegien sowie eine
Erhöhung der Dividendenbesteuerung und der minimalen Kinderzulagen. Infolgedessen
weist diese Version der SV17 eine gewisse Ähnlichkeit mit dem kurz nach Ablehnung der
USR III als «Plan B» bezeichneten Szenario auf. 
Die Voto-Analyse zur USR III hatte gezeigt, dass die Stimmbürger sich insbesondere
auch vor den unsicheren Konsequenzen der Vorlage gefürchtet hatten. Aus diesem
Grund hatte Bundesrat Maurer die Kantone im Rahmen der SV17 beauftragt, ihm ihre
Reformpläne mitzuteilen, so dass diese bei der Berechnung der finanziellen
Auswirkungen ebenfalls berücksichtigt werden können. Ausser den Kantonen Obwalden,
Luzern und Appenzell-Ausserrhoden, die schon über tiefe bis rekordtiefe
Gewinnsteuern verfügen, gaben alle Kantone an, eine Reduktion ihrer Gewinnsteuern zu
planen. In 17 Kantonen sollen die Gewinnsteuern sogar unter 14 Prozent gesenkt
werden, wodurch diese gemäss Tages-Anzeiger weltweit zu den steuergünstigsten
Standorten gehören würden. Durchschnittlich planen die Kantone, ihre Gewinnsteuern
von 19.6 auf 14.5 Prozent zu senken. Dies bringe gemäss Berechnungen, welche die ESTV
als Grundlage für die bundesrätliche Botschaft vorgenommen hatte, jährliche statische
Kosten von CHF 1.8 Mrd. mit sich: CHF 700 Mio. auf Bundes- und CHF 1.1 Mrd. auf
Kantonsebene. Diese Schätzung ergänzte die ESTV durch dynamische Elemente wie
steigende Investitionsvolumen der Unternehmen durch die tieferen Steuern,
Standortverlagerungen verschiedener Unternehmen in die Schweiz oder die Umleitung
von Gewinnen in die Schweiz und erstellte 40 Szenarien zur Entwicklung der Einnahmen
von Bund, Kantonen und Gemeinden. Im schlechtesten Szenario wird der Bund auch
langfristig Verluste von CHF 1 Mrd. pro Jahr einfahren. Im mittleren Szenario, das
Finanzminister Maurer präsentierte, werden durch die SV17 langfristig Mehreinnahmen
von CHF 1.4 Mrd. pro Jahr generiert, im besten Szenario sogar Mehreinnahmen von CHF
6 Mrd. Ab wann genau diese positiven Effekte eintreten, ist unsicher; kurz- und
mittelfristig rechnet die ESTV im mittleren Szenario jedoch mit Mindereinnahmen in der
Höhe von CHF 2.5 Mrd. jährlich. 
Diese Schätzungen wurden von mehreren Seiten kritisiert, da sie neben Annahmen zu
den Reaktionen der Unternehmen auch auf Annahmen zu Gewinnsteuersätzen und
Steuerprivilegien im Ausland beruhen. Zudem gehe die Studie gemäss
Gewerkschaftsbund davon aus, dass die staatliche Bildung irrelevant sei oder nicht von
der Steuerreform beeinflusst werde. Sie berücksichtige den kantonalen
Steuerwettbewerb nicht und überschätze die Kosten einer Ablehnung der SV17 – diese
werden von der Studie im mittleren Szenario auf CHF 9 Mrd. geschätzt. Finanzminister
Maurer nannte die Studie «wissenschaftlich erhärtet», aus Zeitgründen sei sie jedoch
nicht von Externen überprüft worden. Was die Studie gemäss SGB jedoch gut aufzeige,
sei, dass die Steuerbelastung für bisher «normal» besteuerte Unternehmen – für
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inlandorientierte KMU, wie es die NZZ erklärte – deutlich sinke, während sie für die
bisher steuerprivilegierten Firmen – für internationale Grosskonzerne – steige. 30

Indirekte Steuern

Diskussionslos gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Triponez (fdp, BE)
Folge, welche Berufsunfallverhütungsmassnahmen von der MWSt ausnehmen will. Auf
Antrag des Bundesrates trat er auf eine Vorlage seiner WAK (Pa. Iv. Vaudroz (cvp, GE)
01.454) nicht ein, welche für nicht im Gemeingebrauch stehende Parkplätze, die
während länger als drei Monaten vermietet werden, die Befreiung von der
Mehrwertsteuer verlangt hatte. Chancenlos blieben auch zwei Vorstösse zur
Mehrwertsteuerbefreiung von Forstrevieren (Pa. Iv. Baader (svp, BL), 02.459) und der
gemeinnützigen Gesellschaft Emmaus Genf (Mo. Dupraz (fdp, GE), 02.3692.) 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Zu Jahresbeginn unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zur
Anpassung des Bundesbeschlusses über das Nationalstrassennetz und zu dessen
Finanzierung. Die Vorlage umfasst die Übernahme von rund 376 Kilometern
bestehender Strassen ins Nationalstrassennetz, Finanzierungsmassnahmen für die
damit verbundenen Mehrausgaben des Bundes und die Aufnahme von zwei
Netzergänzungen zur Engpassbeseitigung. 387 Kilometer bestehende
Strassenverbindungen in Agglomerationen und peripheren Landesteilen sollen
aufgenommen werden, die 11 Kilometer lange Verbindung zwischen Bargen und
Schaffhausen soll hingegen aus dem Nationalstrassennetz entlassen werden, da sie
nicht mehr von nationaler Bedeutung sei. Für Betrieb und Unterhalt der dem
Nationalstrassennetz zugeschlagenen Strassen rechnet der Bund mit jährlichen
Mehraufwendungen von CHF 305 Mio. Rund CHF 30 Mio. will der Bund an Beiträgen
sparen, welche die Kantone nicht mehr als Beiträge an die vom Bund übernommenen
Strassen erhalten. Mit der Erhöhung des Preises für die Autobahnvignette von CHF 40
auf neu CHF 100 pro Jahr sollen die fehlenden CHF 275 Mio. finanziert werden. Die
Erhöhung des Vignettenpreises war sehr umstritten: So stellte die Kommission für
Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates mit 8 gegen 8 Stimmen bei 8
Enthaltungen und mit Stichentscheid des Präsidenten den Antrag, den Preis der
Autobahnvignette nicht auf CHF 100, sondern nur auf CHF 70 zu erhöhen. Im Plenum
des Nationalrats wurden weitere Anträge diskutiert: Der Antrag Baader (svp, BL)
forderte Nichteintreten auf die Vorlage 2 (Finanzierung), da der Preis für die
Autobahnvignette nicht erhöht werden dürfe. Das Plenum folgte dem Antrag nicht und
trat auf alle vier Teile der Vorlage ein. Die SVP-Fraktion vertrat in der Debatte den
Minderheitenantrag II Wobmann (svp, SO), der eine Erhöhung des Vignettenpreises
generell ablehnt und bei CHF 40 bleiben will. Die SP-Fraktion unterstützte den
Kommissionsantrag, den Vignettenpreis nur auf CHF 70 statt auf CHF 100 zu erhöhen.
Die Grünen und die Grünliberalen votierten ebenfalls für CHF 70. Der
Minderheitenantrag Teuscher (gp, BE) sieht unabhängig vom Preis der Vignette vor, dass
dieser alle fünf Jahre an die Teuerung angepasst wird. Dieser Antrag blieb jedoch
chancenlos, da die Anpassung an die Teuerung zu unerwünscht ungeraden Beträgen
führen würde. Die FDP-, CVP/EVP- und BDP-Fraktionen unterstützten den
Minderheitenantrag I Amherd (cvp, VS) bzw. die Kommissionsminderheit, welche dem
bundesrätlichen Vorschlag folgen und die Preiserhöhung auf CHF 100 festsetzen wollte.
Im Plenum setzte sich schliesslich die Erhöhung des Vignettenpreises auf CHF 70
durch. Der Ständerat folgte hingegen dem bundesrätlichen Entwurf und stimmte mit
grosser Mehrheit für einen Vignettenpreis von CHF 100. In der Differenzbereinigung
blieben sich die Räte treu, der Nationalrat beharrte weiterhin auf einem Preis von CHF
70, der Ständerat hiess die Erhöhung auf CHF 100 erneut gut. Das Geschäft wird 2013
im Nationalrat weiterverhandelt. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2012
NIKLAUS BIERI
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Strassenverkehr

Le Conseil national a décidé de donner suite à une initiative parlementaire de Baader
(udc, BL) par 96 voix contre 75. Le texte demandait le projet et la réalisation d’une
troisième galerie au Belchen (A2/BL-SO). Selon Baader, le trafic s’acheminait vers une
paralysie programmée si l’on restait à deux galeries. La construction d’une troisième
galerie était le garant d’une absorption supplémentaire du trafic et le gage d’une plus
grande sécurité. En plus, les conditions géologiques difficiles (présence d’anhydrite)
autour des deux galeries existantes rendaient nécessaires des rénovations
supplémentaires à celles qui se dérouleront entre 2001 et 2003. Avec 75 voix contre 71,
le Conseil national a, par contre, rejeté l’initiative parlementaire de Wandfluh (udc, BE)
(00.401) qui voulait que la route Spiez-Frutigen soit incluse dans le réseau national en
tant que remplacement pour le tunnel du Rawil (BE-VS). Le classement de la route
menant à l’aéroport de Zurich, proposé par Hegetschweiler (prd, ZH) (00.412), a connu
le même sort par 81 voix contre 55. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Eisenbahn

En juin, lors des délibérations du Conseil national sur le rapport de la DSN pour l’année
2006, le groupe UDC a déposé une demande de renvoi et une motion d’ordre visant à
repousser le traitement de l’objet pour confier à la commission de gestion le mandat
d’examiner le caractère contraignant et les garanties pour la Suisse des accords
bilatéraux conclus avec l’Italie et l’Allemagne concernant la NLFA. Le conseiller national
Baader (udc, BL) a rapporté que le directeur des chemins de fer italiens avait déclaré
dans les medias que l’axe du Lötschberg était plus favorable au transport de
marchandises que le tunnel du Ceneri. Selon son groupe, cette déclaration remet en
cause le choix des Chambres d’investir CHF 3 milliards pour le percement de ce tunnel.
Les autres partis ont réagi très négativement. Rappelant qu’il s’agissait uniquement de
débattre du rapport d’activité 2006, ils ont dénoncé une nouvelle tentative de l’UDC
visant à dénigrer le projet de la NLFA. Au vote, le Conseil national a rejeté par 125 voix
contre 42 la demande de renvoi et par 115 voix contre 45 la motion d’ordre. Les deux
Chambres ont par ailleurs pris acte du rapport de la DSN. 34

BERICHT
DATUM: 06.06.2007
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Bei der Arbeitslosenversicherung verlangte im Nationalrat eine Kommissionminderheit
Baader (svp, BL) mit einer Motion die Herabsetzung des Taggeldhöchstanspruchs sowie
eine Verlängerung der Mindestbeitragszeit zum Bezug von Leistungen, da die
finanziellen Auswirkungen des freien Personenverkehrs in diesem Bereich nicht
absehbar seien. Die Mehrheit des Rates folgte jedoch dem Antrag des Bundesrates,
diese Fragen im Zusammenhang mit der nächsten ordentlichen Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes zu behandeln, welche für das Jahr 2000 vorgesehen
ist, und nahm die Motion lediglich als Postulat an. 35

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Die leistungsseitigen Massnahmen der 11. AHV-Revision gingen im Berichtsjahr in die
Differenzbereingung. Der Nationalrat beschäftigte sich insbesondere mit zwei
Differenzen, die zum Ständerat entstanden waren. Die erste Differenz bezog sich auf
die Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65 Jahre und die Frage, ob die dadurch
eingesparten CHF 800 Mio. teilweise oder ganz für eine sozial abgefederte Frühpension
eingesetzt werden sollen. Die SVP und Teile der FDP-Liberalen Fraktion vertraten die
Meinung, dass die Einsparungen für die langfristige Sicherung der AHV aufzuwenden
seien. Der entsprechende Antrag Kleiner (fdp, AR) wurde mit 91 zu 90 Stimmen jedoch
knapp zugunsten eines Kompromissvorschlages der CVP abgelehnt. Dieser sah vor, die
Hälfte des eingesparten Geldes für die soziale Abfederung einzusetzen. Durch einen
taktisch geführten Abstimmungskampf gelang es der SVP und FDP-Liberalen, dass sich
der Rat weigerte, die Ausgabenbremse zu lösen und die Mittel für die zuvor
angenommene Maximalvariante frei zu geben. Die zweite Differenz bezog sich auf die
Bestimmungen zur Anpassung der Renten an die Lohn- und Preisentwicklung. Auch

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2010
LUZIUS MEYER
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diese Differenz zum Ständerat wurde nicht ausgeräumt. Die grosse Kammer beschloss
dem Antrag der Kommissionsmehrheit zu folgen und einen Teuerungsausgleich
anzunehmen, der alle zwei Jahre erfolgen soll. Ausserdem stimmte sie einem
Einzelantrag Baader (svp, BL) zu, der daran festhielt, dass Leistungen aus patronal
finanzierten Personalfürsorgestiftungen nicht als Bestandteil des massgebenden
Lohnes zu betrachten und deshalb nicht AHV-pflichtig sind. Die übrigen Differenzen
mit dem Ständerat räumte der Nationalrat aus. 36

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im November trat Walter Frey (ZH) überraschend als Fraktionspräsident zurück. Als
Nachfolger zog die SVP-Fraktion den Baselbieter Caspar Baader dem Berner Hermann
Weyeneth vor. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.11.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Februar forderte die SVP Steuersenkungen, um den Konsum und damit die
Wirtschaft anzukurbeln. Es dürfe nicht sein, dass der Durchschnittsverdiener während
über sechs Monaten nur für den Staat arbeite. Fraktionschef Caspar Baader (BL)
verlangte, das Steuerpaket auf Anfang 2004 in Kraft zu setzen. Sollte die Vorlage zum
Minipaket verkümmern oder verzögert werden, erwäge die SVP eine Volksinitiative
„Steuersenkungen für den Mittelstand“. 38

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.02.2003
MAGDALENA BERNATH

Um das dreiköpfige Parteipräsidium zu entlasten, richtete die SVP ein siebenköpfiges
Büro des Leitenden Ausschusses ein, dem neben Parteipräsident Ueli Maurer
Fraktionschef Caspar Baader (BL), Generalsekretär Gregor Rutz, die beiden
Vizepräsidenten Toni Brunner (SG) und Jean Fattebert (VD) sowie die Aargauer
Grossrätin Sylvia Flückiger als Vertreterin der SVP-Frauen angehören. Als siebtes
Mitglied trat der Berner Nationalrat Adrian Amstutz bei. Das Büro ist verantwortlich für
die strategische Planung und Ausrichtung der Partei, seine Mitglieder betreuen feste
Ressorts. 39

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.03.2004
MAGDALENA BERNATH

In den kantonalen Parlamentswahlen erzielten die Sozialdemokraten insgesamt 22
zusätzliche Sitze: acht in St. Gallen, sieben in Basel-Stadt, vier in Schwyz, drei in
Schaffhausen und einen im Thurgau; in Uri mussten sie einen Sitz abtreten. In den
Regierungsratswahlen in Basel-Stadt ersetzte Eva Herzog (sp) den zurücktretenden
Liberalen Ueli Vischer, in St. Gallen verdrängte Heidi Hanselmann (sp) den
Christlichdemokraten Anton Grüninger, und in Uri schaffte die SP mit Markus Züst nach
1999 wieder den Sprung in die Regierung.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Am 12. Dezember wurde anstelle von Christoph Blocher Eveline Widmer-Schlumpf (GR,
svp) in den Bundesrat gewählt. Diese nahm die Wahl nach einer Bedenkzeit an. Die SVP
hatte für den Fall der Abwahl von Blocher den Gang in die Opposition und den
Ausschluss der SVP-Bundesräte aus der Fraktion beschlossen. Fraktionspräsident
Baader wollte zunächst eine schriftliche Bestätigung aller SVP-Parlamentarier einholen,
in der diese sich zur Unterstützung des Oppositionskurses verpflichten sollten.
Aufgrund von Protesten aus dem liberalen Parteiflügel wurde aber auf diese Massnahme
verzichtet. Einige Parlamentarier um den Berner Nationalrat Hans Grunder, die mit dem
Oppositionskurs nicht einverstanden waren, überlegten sich, eine eigene Fraktion zu
gründen. An einer Fraktionssitzung der SVP wurde schliesslich mit 60 zu 3 Stimmen
folgendes beschlossen: Keine Abspaltung eines Teils der Fraktion und keine Bildung von
Untergruppen, Ausschluss von Schmid und Widmer-Schlumpf aus der Fraktion und
Verbot einer institutionalisierten Zusammenarbeit mit den SVP-Bundesräten.
Fraktionspräsident Caspar Baader sagte, Opposition bedeute in erster Linie, dass die
SVP Schmid und Widmer-Schlumpf nicht als ihre Bundesräte betrachte und diese
demzufolge auch nicht schonen werde. Im Parlament wolle die SVP aber nach wie vor
mitarbeiten. 40

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.12.2007
SABINE HOHL
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Die SVP trat an den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahres für beide
durch die Rücktritte von Moritz Leuenberger (sp) und Hans-Rudolf Merz (fdp) frei
gewordenen Bundesratssitze mit einer Kampfkandidatur an. Allerdings gestaltete sich
die Kandidatensuche schwierig. Weder Caspar Baader (BL), noch Peter Spuhler (TG)
oder Ulrich Giezendanner (AG) stellten sich zur Verfügung. Schliesslich trat Jean-
François Rime (FR) an, der bereits für den frei gewordenen Sitz von Pascal Couchepin
2009 als Kampfkandidat zur Verfügung gestanden hatte. Dank der geschlossenen
Unterstützung seiner Fraktion wurde Rime in beiden Ersatzwahlen jeweils erst im
letzten Wahlgang geschlagen. 41

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 01.09.2010
MARC BÜHLMANN

Der Rücktritt von Bundesrat Moritz Leuenberger kam für die meisten Beobachter
überraschend, war doch erwartet worden, dass der SP-Magistrat 2011 noch ein weiteres
Jahr als Bundespräsident amtieren würde. Die SVP kündigte sofort an, den SP-Sitz
attackieren zu wollen. In der SP positionierten sich vier Frauen als potentielle
Nachfolgerinnen. Der Baselstädter Regierungsrätin Eva Herzog und der St. Galler
Nationalrätin Hildegard Fässler wurden lediglich Aussenseiterchancen eingeräumt.
Schliesslich nominierte die SP-Fraktion Anfang September ein Zweierticket bestehend
aus Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) und Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE). Bei
den Bundesratsersatzwahlen setzte sich Simonetta Sommaruga im dritten Wahlgang
gegen Jacqueline Fehr und im vierten Wahlgang gegen den SVP-Herausforderer Jean-
François Rime durch. Einziger Wermutstropfen der Wahl der Berner Ständerätin war
der drohende Verlust des Ständeratssitzes ihrer Partei. 42

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.09.2010
MARC BÜHLMANN

Die 2009 in Neuenburg und in Genf eingefahrenen Wahlniederlagen hatten ein
Nachspiel. Vizepräsident Christoph Blocher, Generalsekretär Martin Baltisser und
Fraktionschef Caspar Baader trafen sich mit den entsprechenden Kantonalsektionen
und schwörten sie auf mehr Linientreue ein. Blocher schlug den Genfern zudem eine
Fusion mit der MCG, der Konkurrenzpartei am rechten Flügel vor. 43

WAHLEN
DATUM: 06.11.2010
MARC BÜHLMANN

Mit den Behauptungen, die „Dunkelkammer Ständerat“ werde immer linker und
„europhiler“ und die „Heimatmüdigkeit“ in der kleinen Kammer könne nur gestoppt
werden, wenn mehr SVP-Kandidierende in den Ständerat gewählt würden, gelang es der
Volkspartei nicht nur, den eigentlich kantonal ausgetragenen Ständeratswahlen
nationale Bedeutung und Medienaufmerksamkeit zu verleihen, sondern sie verabreichte
ihnen auch einen gehörigen Schuss Themenzentriertheit: Erst mit der Wahl von SVP-
Personal – so die zugrunde liegende Idee – würde der Ständerat wieder für Schweizer
Werte, also gegen Migration und EU, einstehen. Das Vorhaben, das in den Medien unter
dem Titel „Sturm aufs Stöckli“ Niederschlag fand, muss im Nachhinein allerdings als
gescheitert betrachtet werden. Zwar trat die SVP mit Ausnahme von lediglich sechs
Ständen (OW, NW, AR, AI, TI und GE) in allen Kantonen mit teilweise namhaften und
landesweit bekannten Personen zu den Wahlen in die kleine Kammer an und war damit
auch für die zahlreichen nötigen zweiten Umgänge mitverantwortlich. Letztlich musste
sie im Vergleich zu 2007 per Saldo aber sogar zwei Sitzverluste verkraften und sitzt
lediglich noch mit fünf Vertretern im Ständerat. Einer ihrer Sitze war bereits während
der vorangehenden Legislatur mit der Abspaltung der BDP verloren gegangen. Zwar
vermochte die Partei bei den Ersatzwahlen für Bundesrätin Sommaruga im Frühling des
Berichtsjahrs mit Adrian Amstutz kurzfristig das zweite Berner Mandat zu besetzen,
nach wenigen Monaten in der kleinen Kammer musste dieser dann aber Hans Stöckli
(sp) Platz machen. Weitere Sitzverluste erlitt die SVP in den Kantonen Graubünden und
Aargau. In Graubünden war die SVP aufgrund der dortigen Stärke der BDP nach dem
Rücktritt von Christoffel Brändli (svp) gar nicht erst angetreten und im Kanton Aargau
scheiterte die angestrebte Rochade zwischen dem ehemaligen Nationalrat
Giezendanner und dem ehemaligen Ständerat Reimann. Hier verlor die Volkspartei den
Ständeratssitz an die SP (Bruderer). Einen Sitz gewinnen konnte die SVP im Kanton
Schwyz, wo neu beide Kantonsvertreter der Volkspartei angehören. Alex Kuprecht
wurde im ersten Wahlgang bestätigt und der für den zweiten Wahlgang nach seinem
eigentlichen Rücktritt als Nationalrat reaktivierte Peter Föhn konnte den Sitz der CVP
erobern. Die Angriffe in den weiteren Kantonen (ZH, LU, UR, ZG, FR, SO, BS, BL, SG, VD,
VS, NE und JU), die mit bekannten Namen geführt wurden (z.B. Blocher, ZH, Baader, BL,
Rime, FR, Brunner, SG, Parmelin, VD oder Freysinger, VS) führten zwar zu zweiten
Wahlgängen, waren aber letztlich alle erfolglos. Verteidigen konnte die SVP ihre Sitze in
jenen Kantonen, in denen eher als konziliant geltende Persönlichkeiten ihre Sitze
verteidigten (Jenny in GL, Germann in SH, Roland Eberle neu in TG). 44

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Nach der Wahlniederlage wurde in den Medien gemutmasst, ob und wie sich die SVP
reformieren und von ihrem Übervater Christoph Blocher emanzipieren müsse.
Insbesondere im Rahmen der wenig professionellen Kandidatenkür für die
Bundesratswahlen wurde der parteiinterne Unmut gegenüber der Parteispitze in die
Öffentlichkeit getragen. Diese hätte in letzter Zeit auch in der Fraktion nicht sehr
transparent kommuniziert. Nach der Niederlage bei den Bundesratswahlen entbrannte
dann ein offener Streit über die zukünftige Richtung der Partei. Während Blocher
einen harten Oppositionskurs vorgab, sprachen sich gemässigtere Parteiexponenten für
eine konstruktivere Opposition im Sinne eines das Konkordanzsystem mittragenden
Status quo aus. Auch alt Bundesrat Adolf Ogi mischte sich in die Diskussion ein und
empfahl Blocher einen geordneten und schrittweisen Rückzug. Der bereits vorher
angekündigte Rücktritt von Caspar Baader als Fraktionschef gab dem Richtungsstreit
ebenfalls Zunder. Die Parteispitze vertagte die Diskussion und die Wahl des neuen
Fraktionschefs auf den Parteitag vom 28. Januar 2012, an dem auch entschieden
werden sollte, ob die Partei künftig Regierungspartei bleiben oder in die Opposition
treten soll. Fraktionsintern wurde allerdings bereits am 20. Dezember eine Aussprache
vorgenommen, an der die Strategie und die Kommunikation der Parteileitung
besprochen wurden. Die Fraktion beschloss, der Delegiertenversammlung das
Verbleiben in der Regierung zu empfehlen. Gegen aussen gaben sich die
Fraktionsmitglieder im Anschluss an die Aussprache wieder geeint. 45

PARTEICHRONIK
DATUM: 22.11.2011
MARC BÜHLMANN

Ein weiteres wichtiges Ziel der SVP wurde im Wahljahr ebenfalls verpasst: Der Partei
blieb ein zweiter Bundesratssitz, auf den sie aus einer arithmetisch begründeten
Konkordanz Anspruch erhob, bei den Bundesratswahlen verwehrt. Dies war auf
unterschiedliche Gründe zurückzuführen. Erstens nahm ihre Niederlage bei den
National- und Ständeratswahlen der SVP einigen Wind aus den Segeln. Zweitens machte
die Partei bei der Auswahl ihrer Bundesratsanwärter eine überaus schlechte Figur. Sie
brauchte sehr lange, bis sie endlich ein Zweierticket bestehend aus Jean-François Rime
(FR) und Bruno Zuppiger (ZH) bekannt gab. Zuvor war lange gerätselt worden, ob die
Volkspartei ein politisches Schwergewicht (Amstutz, Baader, Brunner, Eberle, Spuhler)
auf den Schild heben würde. Als unprofessionell wurde die Kandididatenkür dann
schliesslich nicht nur aufgrund der langen Vorlaufzeit bezeichnet, sondern auch weil
Zuppiger aufgrund eines Vorwurfs, bei einer Erbschaft unrechtmässig Geld abgezweigt
zu haben, seine Kandidatur zurückziehen musste. Anscheinend hatte die SVP-Spitze
davon gewusst, aber trotzdem an Zuppiger festgehalten. In einer Nacht- und
Nebelaktion wurde Hansjörg Walter für Zuppiger nachnominiert. Der Partei wurde
vorgeworfen, es versäumt zu haben, die nötigen Kandidaten für den eindringlich
geforderten zweiten Bunderatssitz aufzubauen. Drittens erwies sich bei den
Bundesratswahlen ein Umstand als zentral, der sich auch bei kantonalen
Regierungswahlen und bei den Ständeratswahlen deutlich gezeigt hatte: Die
Oppositionspartei hat keine verlässlichen Partner mehr. Für ihren Kandidaten stimmte
ausser beim Angriff auf den Sitz von Bundesrätin Widmer-Schlumpf praktisch nur die
geschlossene SVP-Fraktion. Bei der Wahl der BDP-Bundesrätin erhielt Rime 41 Stimmen
und Walter, der schon vor den Wahlen angekündigte hatte, nur für dieses Manöver zur
Verfügung zu stehen, 63 Stimmen. Bei der Bestätigung des Sitzes von Didier Burkhalter
erhielt Jean-François Rime 24 Stimmen, bei Simonetta Sommaruga 61 Stimmen, bei
Johann Schneider-Ammann 64 Stimmen. Bei der Ersatzwahl für Micheline Calmy-Rey
entfielen noch 59 Voten auf den SVP-Kandidaten. 46

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2011
MARC BÜHLMANN

Caspar Baader (BL) hatte nach zehn Jahren im Amt bereits 2011 seinen Rücktritt als
Fraktionschef angekündigt. Seine Nachfolge wurde Ende Januar geregelt. Vier
Nationalräte hatten Interesse am Fraktionspräsidium angemeldet: Adrian Amstutz (BE),
Pirmin Schwander (SZ), Jürg Stahl (ZH) und Luzi Stamm (AG). Im Vorfeld war spekuliert
worden, ob die von Christoph Blocher, Toni Brunner und dem abtretenden Caspar
Baader geprägte Parteispitze nach der Wahlschlappe etwas moderater besetzt werden
würde. Mit Stahl wäre dies der Fall gewesen, nicht aber mit dem letztlich gewählten
Amstutz, der laut der Presse eher ein Hardliner-Image geniesst, auch schon als
„Statthalter Blochers“ bezeichnet wurde und als Garant für die Weiterführung des
bisherigen SVP-Kurses gilt. Allerdings brauchte es vier Wahlgänge für die Wahl des
Berner Nationalrats, der im Schlussgang mit 28 gegen 23 Stimmen über Luzi Stamm
obsiegte. 47

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.01.2012
MARC BÜHLMANN
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Nachdem in der Presse schon 2013 kolportiert worden war, dass die SVP-Parteileitung
Druck auf ältere, langjährige Parlamentarier ausübe, damit diese noch während der
Legislatur jüngeren Nachwuchshoffnungen Platz machten, traten im Berichtjahr gleich
drei gestandene SVP-Parlamentarier zurück. Der Rücktritt von Hans Kaufmann (ZH)
Ende Februar kam dabei einigermassen überraschend. Kaufmann begründete ihn mit
der wenig erbaulichen Zusammenarbeit mit dem Bundesrat in Finanzthemen. Als
Nachfolger von Kaufmann wäre eigentlich Thomas Matter vorgesehen gewesen. Matter
war wie Kaufmann in der Finanzbranche tätig und gehörte der jüngeren SVP-Generation
an. Auf dem Listenplatz, der zum Nachrücken berechtigte, fand sich allerdings Ernst
Schibli noch vor Matter; Schibli übernahm das Amt trotz gegenteiligem Wunsch der
Zürcher Parteileitung. Mit dem Rücktritt von Christoph Blocher im Mai 2014 rückte
Matter dann doch noch nach. Mit seiner Ankündigung, auf sein Nationalratssalär
verzichten zu wollen, erregte Matter auch deshalb Aufsehen, weil Blocher bei seinem
Rücktritt eine Beschneidung der Parlamentarierentschädigungen gefordert hatte, um
die Entwicklung hin zu einem Berufsparlament zu verhindern. Der geschätzt 200-fache
Millionär Matter konnte sich den Verzicht auf seine Mandatsentschädigung freilich gut
leisten. Mitte Juli kündigte Fraktionschef Caspar Baader (BL) an, im August
zurückzutreten. Seine Nachfolge trat jedoch ebenfalls niemand aus der jüngeren
Generation, sondern der 66-jährige Christian Miesch an, der von 1991 bis 1995 für die
FDP und von 2003 bis 2011 für die SVP in der grossen Kammer gesessen hatte. Nach wie
vor weigerte sich ein weiteres Urgestein der Zürcher SVP – Toni Bortoluzzi – standhaft,
vorzeitig zurückzutreten. Ende Jahr kündigte allerdings Hansruedi Wandfluh (BE) seinen
vorzeitigen Rücktritt per Anfang 2015 an. Auch hier fand sich nicht der eigentliche
Wunschkandidat, der Berner SVP-Kantonalpräsident Werner Salzmann, auf dem
nächsten Listenplatz, sondern der ebenfalls altgediente Jean-Pierre Graber. 48
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